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Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 121 Ausgegeben Danzig, den 17. Dezember 1935 
Tag. Inhalt Seite 
16. 12. 1935 Verordnung betreffend die Verkehrsordnung für die Beförderung von Perſonen, Gepäck und Expreßgut 
auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danziui zz 1175 
307 Verordnung 


betreffend die Verkehrsordnung für die Beförderung von Perſonen, Gepäck und Expreßgut auf den 
Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 
Vom 16. Dezember 1935. 

Auf Grund der Art. I und II des Geſetzes betreffend die Eiſenbahnverkehrsordnung vom 24. Ot- 
tober 1928 wird die Verkehrsordnung für die Beförderung von Perſonen, Gepäck und Expreßgut 
auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig vom 25. Oktober 1928 (Geſetzblatt für die 
Freie Stadt Danzig Nr. 31 vom Jahre 1928 Seite 216) mit Wirkung vom 1. Januar 1936 durch 
die anliegende Faſſung erſetzt. 

Danzig, den 16. Dezember 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 12. 1935.) 


Geen Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Damis. 
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Anlage zum Gesetzblatt Dr. 121 vom 17. Dezember 1935. 


VBerfehrsordnuung 
für die Beförderung von Perſonen, Gepäck und Expreßgut auf den Eiſenbahnen im 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 


Titel J 
Allgemeine Vorſchriften 
8 1 
Eiſenbahnen und Beförderungen auf die die Verkehrsordnung Anwendung findet 

1. Dieſe Verkehrsordnung (abgekürzt VO) gilt auf allen dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Eiſenbahnen. 

2. Für den Verkehr mit ausländiſchen Eiſenbahnen gilt ſie nur dann, wenn er nicht durch be⸗ 
ſondere Beſtimmungen geregelt iſt. 

3. Dieſe Verkehrsordnung findet auch Anwendung auf Beförderungen, deren Abgangs⸗(Aufgabe⸗) 
und Beſtimmungsbahnhöfe im Geltungsbereich dieſer Verkehrsordnung liegen und die das Gebiet 
eines anderen Staates nur im Durchgang berühren, wenn die beteiligten Eiſenbahnen beſondere Ab⸗ 
kommen geſchloſſen haben, nach denen die Vorſchriften dieſer Verkehrsordnung anzuwenden ſind. 

4. Dieſe Verkehrsordnung findet auch Anwendung auf Beförderungen von und nach Bahnhöfen 
des Nachbarſtaates, wenn die Beförderung auf der ganzen Strecke von einer im Geltungsbereich dieſer 
Verkehrsordnung gelegenen Eiſenbahn bewirkt wird, und der Nachbarſtaat der Anwendung dieſer Ver⸗ 
kehrsordnung nicht widerſpricht. 

5. Dieſe Verkehrsordnung findet auch Anwendung auf Beförderungen von und nach Güterneben⸗ 
ſtellen, welche außerhalb des Gebiets der Eiſenbahn eingerichtet ſind. 

6. Dieſe Verkehrsordnung kann auch auf Beförderungen, welche die Eiſenbahn unter Mitwirkung 
regelmäßig betriebener Schiffahrts⸗, Kraftwagen⸗ oder Flugzeuglinien (gemiſchte Beförderungen) be⸗ 
wirkt, mit Abweichungen, die ſich aus der Eigenart der Beförderung ergeben, angewandt werden. 
Solche Abweichungen müſſen in der für die Veröffentlichung dieſer Verkehrsordnung vorgeſehenen 
Weiſe veröffentlicht werden. 
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Ausführungsbeſtimmungen. Abweichungen. Vorübergehende Anderungen 

1. Die Eiſenbahnen können zu dieſer Verkehrsordnung Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen. 

2. Unter Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe können von dieſer Verkehrsordnung für Eiſen⸗ 
bahnlinien örtlicher Bedeutung, für beſtimmte Gegenſtände, Bahnſtrecken, Bahnhöfe, Züge oder 
Zuggattungen Abweichungen eingeführt werden. 

3. Die in Ziff. 2 erwähnten Abweichungen müſſen von der Aufſichtsbehörde genehmigt werden. 
Dieſe Abweichungen ſowie die in Ziff. 1 dieſes Paragraphen erwähnten Ausführungsbeſtimmungen 
ſind in der für die Veröffentlichung der Tarife vorgeſehenen Weiſe ($ 5) zu veröffentlichen und in 
den Tarif aufzunehmen. 

4. Die Aufſichtsbehörde kann vorübergehend oder auf beſtimmte Zeit einzelne Vorſchriften dieſer 
Verkehrsordnung allgemein oder nur für beſtimmte Bahnſtrecken oder zwiſchen beſtimmten Bahnhöfen 
einſtellen oder ändern. Solche Verordnungen ſind in derſelben Weiſe wie dieſe Verkehrsordnung zu 
veröffentlichen. 
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Beförderungspflicht 
Die Beförderung kann von der Eiſenbahn nicht verweigert werden, wenn: 


a) der Reiſende oder der Verſender den Vorſchriften dieſer Verkehrsordnung, den geltenden 
Tarifen ſowie den allgemeinen Anordnungen der Eiſenbahn nachkommt; 
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8 5 


8 6 


b) die Beförderung mit den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich iſt; 

c) die Beförderung durch geſetzliche Beſtimmungen oder aus Gründen der öffentlichen Ord⸗ 
nung nicht verboten iſt; 

d) die Beförderung nicht durch Umſtände verhindert wird, welche die Eiſenbahn nicht abzu- 
wenden und denen ſie auch nicht abzuhelfen vermochte. 


8 4 
Meinungsverſchiedenheiten. Beſchwerden 


1. Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Reiſenden ſelbſt oder zwiſchen den Reiſenden und den 
Eiſenbahnbedienſteten entſcheidet auf den Bahnhöfen der zuſtändige Aufſichtsbeamte, während der Fahrt 
der Zugführer. 

2. Beſchwerden über Handlungen der Eiſenbahnbedienſteten können mündlich oder ſchriftlich ein⸗ 
gebracht werden. Die Eiſenbahn hat die Beſchwerde zu prüfen und in möglichſt kurzer Zeit zu ent⸗ 
ſcheiden. 

85 
Tarife. Grundſätze für die Berechnung der Beförderungsgebühren 


1. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, Tarife aufzuſtellen, die alle für den Beförderungsvertrag maß⸗ 
gebenden beſonderen Bedingungen ſowie alle zur Berechnung der Beförderungspreiſe und der Neben- 
gebühren notwendigen Angaben enthalten müſſen. 

Die Beförderungspreiſe und Nebengebühren werden nach den geltenden Tarifen berechnet. 

2. Die in den Tarifen enthaltenen Bedingungen gelten nur inſoweit, als ſie dieſer Verkehrs⸗ 
ordnung nicht widerſprechen; widrigenfalls werden fie als nicht vorhanden und als ungültig betrachtet. 

3. In den Tarifen iſt das öffentliche amtliche Organ anzugeben, in welchem ihre Einführung ſowie 
die ſpäteren Anderungen veröffentlicht werden, ferner wo und zu welchem Preiſe die Tarife käuflich 
zu erhalten ſind. 

4. Die Tarife können vor ihrer Veröffentlichung nicht in Kraft treten. 

5. Jeder Eiſenbahnbahnhof iſt verpflichtet, auf Verlangen die ihn betreffenden Tarife während 
der Dienſtſtunden dem Publikum zur Einſicht zu überlaſſen. 

6. Tarifänderungen, die Preiserhöhungen oder andere Erſchwerungen der Beförderungsbedin⸗ 
gungen einführen, treten 14 Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. Mit Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde kann jedoch dieſe Friſt abgekürzt werden und auch mit dem Datum der Veröffent⸗ 
lichung zuſammentreffen. In ſolchen Fällen iſt in der Veröffentlichung auf die Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde Bezug zu nehmen. Tarife, die nur für eine beſtimmte Zeit eingeführt werden, erlöſchen 
mit dem Ablauf der Geltungsdauer ohne beſondere Veröffentlichung über ihre Aufhebung. Anderungen 
der Tarife werden in derſelben Weiſe wie der Tarif veröffentlicht. 

7. Auf jedem Bahnhof iſt an ſichtbarer Stelle ein Verzeichnis der Fahrpreiſe von dieſem 
Bahnhof nach den gangbarſten Bahnhöfen und ein Verzeichnis der tarifmäßigen Gepäckfrachtſätze 
nach ſolchen Bahnhöfen auszuhängen. 

8. Außer den im Tarif vorgeſehenen Beförderungspreiſen und Nebengebühren darf die Eiſen⸗ 
bahn nur Beträge erheben, die eine Rückzahlung barer Auslagen darſtellen und zwar die von ihr be⸗ 
zahlten Aus- oder Einfuhrgebühren, die im Tarif nicht vorgeſehenen Koſten für die Überführung 
von einem Bahnhof zum anderen, die zum Schutze der Sendung entſtehenden Ausgaben für notwendige 
Ausbeſſerungen der äußeren und inneren Verpackungſowie andere ähnliche Ausgaben. 

Belege für ſolche Ausgaben müſſen den betreffenden Begleitpapieren beigegeben werden. 

9. Die Eiſenbahn darf für bare Auslagen die tarifmäßige Kommiſſionsgebühr (Proviſion) er- 
heben. Für die von der Eiſenbahn verauslagten Rollgelder, Beförderungspreiſe und anderen Tarif⸗ 
gebühren, ſowie für verauslagte Poſt⸗ und Stempelgebühren wird keine Proviſion erhoben. 

10. Bare Auslagen und die in Ziff. 9 dieſes Paragraphen erwähnten Kommiſſionsgebühren 
belaſten die Sendung. 

d 86 
Verbot von Sonderabmachungen. Fahrpreisermäßigungen 

1. Die Tarife ſind bei ihrer Inanſpruchnahme für jedermann in gleicher Weiſe anzuwenden. 

2. Jede Sonderabmachung, durch die einem oder mehreren Reiſenden eine Preisermäßigung ge- 
genüber den Tarifen gewährt wird, iſt verboten und nichtig. 


Dagegen ſind Preisermäßigungen zuläſſig, die gehörig veröffentlicht find und unter Erfüllung 
der gleichen Bedingungen jedermann in gleicher Weiſe zugute kommen. 

3. Außerdem ſind mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde Preisermäßigungen zuläſſig, die von 
Fall zu Fall für Beförderungen zu Wohlfahrtszwecken, für Landeskunde ſowie für ſoziale Zwecke 
gewährt werden. 

Dieſe Preisermäßigungen können auch auf andere Weile als in $ 5, Ziff. 3 dieſer Verkehrs- 
ordnung vorgeſehen, veröffentlicht werden. Sie gelten nur dann, wenn ihre Anwendungsbedingungen 
erfüllt wurden. 

4. Die Inanſpruchnahme zweier Ermäßigungen gleichzeitig iſt — falls die Tarife nicht ausdrücklich 
Ausnahmen zulaſſen — nicht geſtattet. 

8 7 
Währung 


1. Sämtliche Zahlungen ſind in der im geſetzlichen Umlauf befindlichen Landeswährung zu 


8 6 


leiſten. (Dieſe Zahlungen können auch in polniſcher Währung geleiſtet werden, wenn der Zahlende 


und die Eiſenbahn darüber einig ſind). 

Dasſelbe gilt für ſämtliche auf Grund dieſer Verkehrsordnung von der Eiſenbahn geleiſteten 
Zahlungen. 

2. Auf Bahnhöfen, wo hierfür ein Bedürfnis beſteht, oder in beſtimmten Verkehren kann die 
Eiſenbahn nach eigenem Ermeſſen Zahlungen auch in fremden Währungen zulaſſen. 

3. Die Eiſenbahn hat die Kurſe, zu denen ſie die in fremder Währung ausgedrückten Beträge, die 
in der Landeswährung gezahlt werden, umrechnet (Umrechnungskurſe), durch Schalteraushang oder 
auf andere geeignete Weiſe bekanntzugeben. 

In derſelben Weiſe hat die Eiſenbahn die Kurſe, zu denen ſie Zahlungen in fremder Währung 
annimmt (Ausnahmekurſe), bekanntzugeben. 
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Haftung der Eiſenbahn für ihre Leute 
Die Eiſenbahn haftet für ihre Leute und für andere Perſonen, deren ſie ſich bei der Ausführung 
der von ihr übernommenen Beförderung bedient. 
Wenn indeſſen Bahnangeſtellte auf Verlangen eines Reiſenden oder Verſenders Verrichtungen 
ausüben, die der Eiſenbahn nicht obliegen, gelten ſie als Beauftragte deſſen, für den ſie tätig ſind. 


8 9 
Abrechnung zwiſchen den Eiſenbahnen 
Jede Eiſenbahn hat den übrigen an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen die ihnen zuſtehenden 
Anteile aus den Beförderungsgebühren zu bezahlen, die ſie erhoben hat oder hätte erheben müſſen. 


Titel II 
Beförderung von Perſonen 
$ 10 
Berechtigung zur Fahrt. Löſung der Fahrausweiſe. Warteräume 


1. Der Reiſende muß bei Antritt der Fahrt mit einem Fahrausweis verſehen ſein. Die Tarife 
können jedoch in dieſer Hinſicht Ausnahmen zulaſſen. 

2. Der Reiſende hat beim Empfang des Fahrausweiſes deſſen Richtigkeit zu prüfen und ihn bis 
zur Beendigung der Reiſe aufzubewahren. Dieſer Fahrausweis iſt auf Verlangen den mit der Prü⸗ 
fung betrauten Eiſenbahnbedienſteten beim Eintritt in die Warteräume, beim Betreten und Verlaſſen 
des Bahnſteigs, beim Einſteigen in den Wagen, ſowie jederzeit während der Fahrt zur Prüfung vor⸗ 
zuweiſen und einzuhändigen und je nach den für die letzte Fahrtſtrecke beſtehenden Einrichtungen 
kurz vor oder nach Beendigung der Reiſe abzugeben. 

3. Die Fahrkartenſchalter ſind auf Bahnhöfen mit größerem Verkehr mindeſtens 1 Stunde, auf 
anderen Bahnhöfen mindeſtens / Stunde vor der Abfahrtzeit des betreffenden Zuges offen zu 
halten. 

4. Fünf Minuten vor der Abfahrtzeit kann die Eiſenbahn den Verkauf des Fahrausweiſes ver- 
weigern. Nach den Bahnhöfen, die in dem laut $ 5, Ziff. 7 dieſer Verkehrsordnung ausgehängten 
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S 11 


§ 13 


Verzeichnis nicht aufgeführt ſind, hat die Eiſenbahn das Recht, die Ausfolgung der Fahrausweiſe fünf- 
zehn Minuten vor Abfahrt des Zuges zu verweigern. 

5. Die Eiſenbahn kann verlangen, daß das Fahrgeld abgezählt entrichtet wird. 

6. Die Warteräume ſind für die Reiſenden mindeſtens 1 Stunde vor der Abfahrtzeit des Zuges 
zu öffnen. 

7. Auf Übergangsbahnhöfen iſt den Reiſenden geſtattet, ſich in den Warteräumen bis zur Ab- 
fahrt ihres Zuges aufzuhalten. Sie können aber nicht beanſpruchen, daß der Warteraum ihretwegen 
in der Zeit von 23 bis 6 Uhr offengehalten wird, wenn in dieſer Zeit Züge mit Perſonenbeförderung 
weder ankommen noch abgehen. 

8. Den in $ 19 aufgeführten Perſonen kann der Aufenthalt in den Warteräumen unterſagt 
werden. 

Das Mitführen von Hunden und Fahrrädern in Warteräume und Bahnhofswirtſchaften, ſowie 
das Rauchen in den Warteräumen kann von der Eiſenbahn verboten werden. Ein ſolches Verbot 
iſt durch Aushang auf den Bahnhöfen und in den betreffenden Räumen bekannt zu machen. 

8 11 
Fahrausweiſe 

1. Die Fahrausweiſe müſſen folgende Angaben enthalten: 

a) den Abgangs- und den Beitimmungsbahnhof; 

b) den Beförderungsweg; wenn die Benutzung verſchiedener Wege oder Beförderungsmittel 
geſtattet iſt, muß dies im Fahrausweis angegeben ſein; 

c) die Zuggattung und die Wagenklaſſe; 

d) den Fahrpreis; 

e) den erſten Geltungstag des Fahrausweiſes; 

f) die Geltungsdauer; 

g) gegebenenfalls den Vermerk, daß die Reiſe am erſten Tage der Gültigkeit des Fahraus⸗ 
weiſes anzutreten iſt. 

2. Ein Fahrausweis iſt nur übertragbar, wenn er nicht auf den Namen lautet und wenn die 
Reiſe noch nicht angetreten iſt. 

S 12 

1. Ein Reiſender kann zwei Kinder im Alter bis zum vollendeten vierten Lebensjahr unentgeltlich 
und ohne Fahrausweis mitführen, ſofern er für dieſelben keinen beſonderen Platz beanſprucht. 

2. Kinder vom vollendeten vierten bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr werden für die Hälfte 
der normalen Fahrpreiſe befördert. Derſelbe Preis iſt für Kinder bis zum vollendeten vierten Le⸗ 
bensjahr zu entrichten, für die beſondere Plätze beanſprucht werden. Bei Reiſen auf Fahrausweiſe zu 
ermäßigten Preiſen wird dieſe Ermäßigung nicht gewährt, es ſei denn, daß der betreffende Tarif 
dies ausdrücklich vorſchreibt. 

$ 13 
Geltungsdauer der Fahrausweiſe 

* Sofern die Tarife keine längere Geltungsdauer der Fahrausweiſe vorſehen, beträgt die Gel— 

tungsdauer: 
bei Fahrausweiſen für einfache Fahrt: 


für Entfernungen bis einſchließlich 150 Emu. I Tag; 

für je weitere auch nur angefangenen 200 Km 1 „ 
bei Fahrausweiſen für Hin⸗ und Rückfahrt: 

für Entfernungen bis einſchließlich 75 Km... 1 Tag; 

für je weitere auch nur angefangenen 100 xm. Yale 


2. Die Fahrausweiſe zu ermäßigten Preiſen können eine andere Geltungsdauer haben. 

3. Als erſter voller Geltungstag zählt der Tag, mit dem der Fahrausweis abgeſtempelt iſt. Ein 
Fahrausweis, der zu einem fahrplanmäßig um Mitternach abgehenden Zuge gelöſt wird, erhält das 
Datum des um Mitternach anbrechenden Tages. 

i Die Eiſenbahn kann die Ausgabe von Fahrausweiſen vor dem erſten Tage ihrer Gültigkeit an- 
ordnen. 
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4. Die Reife muß am eriten Tage der Gültigkeit des Fahrausweiſes angetreten werden, falls die 8 13 


Tarife nicht vorjehen, daß die Reiſe auf beſtimmte Fahrausweiſe an einem beliebigen Tage innerhalb 
ihrer Geltungsdauer angetreten werden kann. 

5. Die Eiſenbahn it berechtigt, für gewiſſe Linien oder Strecken anzuordnen, daß die Reife 
mit dem auf den Fahrausweiſen bezeichneten Zuge oder innerhalb der bezeichneten Tageszeit anzu⸗ 
treten iſt. Solche Anordnungen müſſen in der für die Tarife vorgeſehenen Weiſe veröffentlicht werden. 

6. Kann der Reiſende die Reiſe am erſten Tage der Gültigkeit des Fahrausweiſes (Ziff. 4) oder 
mit dem auf dem Fahrausweis bezeichneten Zuge oder innerhalb der auf dem Fahrausweis bezeich⸗ 
neten Tageszeit (iZff. 5) nicht antreten, jo it auf Verlangen des Reiſenden der vorgelegte Fahraus⸗ 
weis für einen entſprechenden ſpäteren Tag oder Zug oder eine ſpätere Tageszeit, je nach den Angaben 
des Reiſenden vom zuſtändigen Bahnhofsbeamten zu beſcheinigen. Ein ſolches Verlangen muß vor 
Ablauf des erſten Geltungstages des Fahrausweiſes oder der auf dem Fahrausweis angegebenen 
Tageszeit gejtellt werden. Die Geltungsdauer der Fahrausweiſe wird hierdurch nicht verlängert; 
jedoch kann die Geltungsdauer der Fahrausweiſe mit eintägiger Gültigkeit nötigenfalls unter dieſen 
Umſtänden auf den nächſtfolgenden Tag verlängert werden. 

7. Die Reiſe muß ſpäteſtens um Mitternacht des letzten Geltungstages beendet ſein. Fahrausweiſe 
mit eintägiger Geltungsdauer berechtigen jedoch, falls die Reiſe am Tage der Abſtempelung des 
Fahrausweiſes angetreten iſt, — zur Fahrt bis zum Beſtimmungsbahnhof ohne Fahrtunterbrechung 
auch nach Mitternacht. 
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Anweiſung und Vorausbeſtellung der Plätze. Abteile für Frauen, Nichtraucher und für Neiſende mit 
Hunden. Offnen der Fenſter. Hochheben der Sitzlehnen 


1. Nachdem ſich der Zug in Bewegung geſetzt hat, dürfen Reiſende in den Wagen nicht mehr 
einſteigen. 

2. Beim Einnehmen der Plätze haben ſich die Reiſenden den Weiſungen des zuſtändigen Eiſen⸗ 
bahnperſonals zu fügen; auf Verlangen des Reiſenden iſt das Eiſenbahnperſonal verpflichtet, ihm einen 
Platz anzuweiſen. 

3. Der Reiſende darf beim Einſteigen für ſich und für jede mit ihm reiſende Perſon, für die 
er einen Fahrausweis vorweiſen kann, je einen noch verfügbaren Platz belegen. Wer mehr Plätze 
belegt, als ihm und den mit ihm fahrenden Perſonen zuſteht, hat 5 Gulden zu zahlen. Ein bereits 
von einer anderen Perſon ſichtbar belegter Platz darf nicht belegt werden. 

4. Wer ſeinen Platz verläßt, ohne ihn deutlich ſichtbar zu belegen, verliert den Anſpruch darauf. 

5. Die direkten Wagen ſind vor allem für Reiſende mit direkten Fahrausweiſen beſtimmt. Andere 
Reiſende dürfen in dieſen Wagen nur freie Plätze belegen, ſolange dieſe Plätze nicht für Reiſende mit 
direkten Fahrausweiſen benötigt werden. Der Zugſchaffner hat Reiſende ohne direkte Fahrausweiſe 
darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie verpflichtet ſind, dieſe Plätze freizugeben, ſobald ſie für Reiſende 
mit direkten Fahrausweiſen benötigt werden. 

Perſonen, die auf Übergangsbahnhöfen in einen anderen Zug umſteigen müſſen, haben den Vorzug 
vor denjenigen, die die Reiſe erſt mit dieſem Zuge von dieſem Bahnhof antreten. 

6. Beſondere Plätze können für Züge, die Wagen mit numerierten Plätzen oder Schlafwagen 
mitführen, ſowie für andere von der Eiſenbahn beſtimmte Züge beſtellt werden. Die Höhe der Ge- 
bühr für die Vorausbeſtellung der Plätze beſtimmt der Tarif. 

7. Die Bedingungen für die Benutzung der Speiſe- und Schlafwagen ſind in der für die Ver⸗ 
öffentlichung der Tarife vorgeſehenen Weiſe ($ 5) veröffentlicht oder in den in dieſen Wagen ausge- 
hängten Bekanntmachungen enthalten. 

8. Beſtellungen ganzer Wagenabteile werden von der Eiſenbahn entgegengenommen, wenn 
keine Rückſichten des Betriebs oder des Verkehrs entgegenſtehen. Der Beſteller muß jo viel Fahr- 
ausweiſe beſitzen, als das Abteil Plätze enthält. In ein beſtelltes Abteil dürfen nur ſoviel Perjonen 
aufgenommen werden, als Fahrausweiſe gelöſt ſind. Wird in einem beſtellten Abteil eine größere 
Anzahl von Perſonen feſtgeſtellt, als Fahrausweiſe vorhanden ſind, ſo werden hinſichtlich der Reiſenden 
ohne Fahrausweiſe die Beſtimmungen des § 17 angewandt. 

9. Beſondere Wagen werden von der Eiſenbahn nur nach Möglichkeit zur Verfügung geſtellt. 
Die Gebühr für beſtellte Wagen und die beſonderen Miete-Bedingungen beſtimmen die Tarife. 

10. In jedem mindeſtens aus vier Wagen beſtehenden Zuge, deſſen Fahrt über drei Stunden 
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$ 14 dauert und der wenigſtens vier Abteile der betreffenden Klaſſe führt, muß von der Eiſenbahn je ein 
Abteil 2. und 3. Kl. ausſchließlich für Frauen beſtimmt ſein. In direkten Wagen brauchen Frauen⸗ 
abteile nicht vorgeſehen zu ſein. 

Bei allen Zügen, die zwei oder mehr Abteile derſelben Klaſſe führen, muß mindeſtens die 
Hälfte der Abteile jeder Klaſſe für Nichtraucher beſtimmt ſein. Wenn in einem Zuge ſich nur ein 
Abteil 1., 2. oder 3. Klaſſe befindet, iſt das Rauchen in dieſem Abteil nur mit Zuſtimmung aller 
Mitreiſenden geſtattet. 

11. In Frauenabteilen dürfen männliche Perſonen im Alter von über 10 Jahren nicht Platz 
nehmen, ſelbſt wenn die darin fahrenden Frauen es geſtatten; es können jedoch ſolchen Reiſenden bei 
Überfüllung anderer Wagenabteile vom Zugſchaffner in Frauenabteilen Plätze angewieſen werden. 

12. In Frauen- und Nichtraucherabteilen darf ſelbſt mit Zuſtimmung der Mitreiſenden nicht 
geraucht werden. 

In den für Nichtraucher beſtimmten Wagen iſt das Rauchen auch in den Seitengängen verboten. 

Die Abteile und Wagen für Nichtraucher dürfen mit brennenden Zigarren, Zigaretten und 
Pfeifen nicht betreten werden. 

Wer dem Rauchverbot zuwiderhandelt, hat 1 Gulden zu zahlen. 

13. In jedem Zuge iſt mindeſtens ein Abteil 3. Klaſſe für Reiſende mit Hunden aller Art 
und jeder Größe zu beſtimmen. Zur Einnahme von Plätzen in dieſen Abteilen haben den Vorrang 
Reiſende mit Hunden. Andere Reiſende können in ſolchen Abteilen nur Plätze belegen, ſolange 
dieſe Plätze für Reiſende mit Hunden nicht benötigt werden. Der Zugſchaffner hat Reifende ohne 
Hunde, die in ſolchen Abteilen Plätze einnehmen, darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie verpflichtet 
ſind, Plätze freizugeben, ſobald dieſe für Reiſende mit Hunden benötigt werden. 

14. Frauen- und Nichtraucherabteile und Abteile für Reiſende mit Hunden find durch Anſchrift 
kenntlich zu machen. 

15. Fenſter dürfen nur mit Zuſtimmung aller in demſelben Abteil reiſenden Perſonen geöffnet 
werden. 

16. Die Bedingungen für das Hochheben der beweglichen Sitzlehnen in den Wagenabteilen ent⸗ 
hält der Tarif. 

8 15 8 15 
Unterbrechung der Fahrt auf Unterwegsbahnhöfen 


1. Fahrausweiſe mit eintägiger Geltungsdauer geben kein Recht zur Fahrtunterbrechung; Fahr⸗ 
ausweiſe mit zweitägiger Geltungsdauer berechtigen zur einmaligen, und Fahrausweiſe mit längerer 
Geltungsdauer zur zweimaligen Fahrtunterbrechung. Auf Halteſtellen, wo keine Fahrausweiſe verab- 
folgt werden, darf die Fahrt nicht unterbrochen werden. 

2. Der Reiſende, der die Fahrt unterbricht, hat gleich nach Ankunft des Zuges, mit dem er 
angekommen iſt, ſeinen Fahrausweis dem zuſtändigen Bahnhofsbeamten zur Beſcheinigung vorzu⸗ 
legen, andernfalls verliert der Fahrausweis ſeine Gültigkeit. 

Reiſenden auf Fahrſcheinhefte iſt Fahrtunterbrechung, wie folgt geſtattet: 

a) auf den Endbahnhöfen der einzelnen Scheine, ohne jede Förmlichkeit; 

b) auf anderen Bahnhöfen jeder Strecke der einzelnen Scheine zweimal, jedoch nur gegen Be- 
ſcheinigung der Fahrtunterbrechung durch den zuſtändigen Bahnhofsbeamten gemäß Vor⸗ 
ſchriften des erſten Abſatzes. 

3. Als Fahrtunterbrechung wird nicht angeſehen: 

a) das durch den Fahrplan bedingte Erwarten des nächſten, unmittelbaren Anſchlußzuges, ſelbſt 
dann, wenn der Reiſende, zu dieſem Zwecke übernachten müßte; 

b) der Aufenthalt zum Übergang aus einem Zuge, der auf dem Beſtimmungsbahnhof oder auf 
dem Bahnhof, wo die Fahrt unterbrochen werden ſoll, nicht hält, in den nächſten auf dieſen 
Bahnhöfen haltenden unmittelbaren Anſchlußzug; 

c) der Aufenthalt zum Übergang in einen Zug, mit dem das Reiſeziel früher oder billiger er- 
erreicht werden kann, als mit dem vorher benutzten Zuge. 

4. Die Geltungsdauer der Fahrausweiſe wird durch eine Fahrtunterbrechung nicht verlängert. 


5. Die unterbrochene Reiſe kann auch von einem anderem, dem Beſtimmungsbahnhof näher ge⸗ 
legenen Bahnhof desſelben Bahnweges fortgeſetzt werden. 
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6. Unterbricht ein Reiſender die Fahrt mit einem Fahrausweis, der wahlweiſe über mehrere 8 15 


Wege gilt, jo darf er fie nur auf dem Unterbrechungsbahnhof oder auf einem dem Beſtimmungs⸗ 
bahnhof näher gelegenen Bahnhof des bei Beginn der Reiſe gewählten Weges fortſetzen. 
7. Innerhalb der Geltungsdauer des Fahrausweiſes kann die Fahrt beliebig lange unterbrochen 
werden. 
8. Die Tarife können das Recht auf Fahrtunterbrechung bei Fahrausweiſen mit ermäßigtem 
Fahrpreis ausſchließen oder beſchränken. 
8 16 


Übergang in eine höhere Wagenklaſſe oder in einen Zug höherer Gattung 


1. Auf dem Abfahrtsbahnhof darf der Reiſende ſeinen Fahrausweis gegen Entrichtung des 
Preisunterſchiedes in einen Fahrausweis höherer Wagenklaſſe oder eines Zuges höherer Gattung um⸗ 
tauſchen. Die Eiſenbahn kann den Umtauſch des Fahrausweiſes verweigern, wenn der Umtauſch ſpäter, 
als dies aus dem § 10 Ziff. 4 dieſer Verkehrsordnung hervorgeht, beantragt wurde oder wenn 
der Fahrausweis bereits bei der Kontrolle durchlocht iſt. 

2. Gegen Zahlung des tarifmäßigen Fahrpreisunterſchiedes kann der Reiſende nach vorheriger 
Meldung beim Zugſchaffner auf der ganzen Strecke oder auf einer Teilſtrecke eine höhere Wagen⸗ 
klaſſe oder einen Zug höherer Gattung benutzen, als im Fahrausweis angegeben. 

3. Der in Ziff. 1 und 2 dieſes Paragraphen vorgeſehene Wechſel der Wagenklaſſe oder des Zuges 
iſt nicht geſtattet, wenn der vorgewieſene Fahrausweis nach einem Tarif ausgefolgt iſt, der in dieſer 
Hinſicht Beſchränkungen vorſieht. 
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Reiſende ohne gültigen Fahrausweis 


1. Ein Reiſender, der keinen gültigen Fahrausweis vorweiſen kann, hat unbeſchadet der ſtraf⸗ 
rechtlichen Folgen für die von ihm zurückgelegte Strecke, und wenn der Ausgangsbahnhof nicht ſofort 
unzweifelhaft feſtgeſtellt werden kann, für die ganze vom Zuge zurückgelegte Strecke, das Doppelte 
des Fahrpreiſes nach dem normalen Tarif, in beiden Fällen jedoch mindeſtens 5 Gulden, zu ent⸗ 
richten. 

Fahrausweiſe, deren Inhalt unbefugt geändert wurde, werden vom Eiſenbahn-Dienſtperſonal als 
ungültig eingezogen. 


2. Ein Reiſender, der unaufgefordert dem Zugſchaffner meldet, daß er keinen Fahrausweis habe 
löſen können, hat den einfachen Fahrpreis nach dem normalen Tarif ſowie einen Zuſchlag von 
1 Gulden, zuſammen jedoch nicht mehr als den doppelten Fahrpreis dieſes Fahrausweiſes zu zahlen. 
Fertigt der Schaffner einem ſolchen Reiſenden nicht ſofort einen Fahrausweis für die angemeldete 
Fahrt aus, ſo iſt der Reiſende berechtigt, vom Schaffner eine Beſcheinigung über das angemeldete 
Fehlen des Fahrausweiſes zu verlangen. Die Tarife beſtimmen, wann es geſtattet wird, im Zuge 
die Beförderungsgebühren nach dem ermäßigten Fahrpreis zu entrichten. 


3. Die Tarife beſtimmen, welche Gebühren von der Eiſenbahn erhoben werden, wenn der Rei- 
ſende den Bahnhof ohne Fahrausweis verläßt, oder wenn er die Reiſe über den urſprünglichen Be⸗ 
ſtimmungsbahnhof fortſetzt, ferner wenn er einen anderen Weg, eine höhere Wagenklaſſe oder einen 
Zug höherer Gattung benutzt, als im Fahrausweis angegeben. 

4. Keinen Zuſchlag hat zu zahlen: 

a) wer auf dem Abgangsbahnhof einen Fahrausweis bis zum Beſtimmungsbahnhof nicht 
erhalten hat und dies auf dem ausgegebenen Fahrausweis beſcheinigt iſt, jedoch auf dem 
Unterwegsbahnhof, bis zu welchem ſein Fahrausweis lautet, infolge kurzen Zugaufenthalts 
einen neuen Fahrausweis für die Weiterfahrt nicht hat löſen können und dies dem Schaffner 
unaufgefordert gemeldet hat; 

b) wer die Fahrt auf einer Halteſtelle angetreten hat, wo keine Fahrausweiſe verabfolgt werden; 

c) wer einen Platz in einer höheren Wagenklaſſe des betreffenden Zuges oder in einem Zuge 
höherer Gattung einnimmti und dies dem Zugſchaffner vorher gemeldet hat (§ 16 Ziff. 2). 

5. Ein Reiſender, der die ſofortige Zahlung der in Ziff. 1, 2 und 3 dieſes Paragraphen er- 
wähnten Gebühren verweigert, kann von der Eiſenbahn aus dem Zuge entfernt werden. Ein ſolcher 
Neiſender wird als Reiſender ohne gültigen Fahrausweis im Sinne der Ziff. 1 dieſes Paragraphen 
betrachtet. Er hat weder Anſpruch auf Rückerſtattung des Fahrpreiſes, noch der bezahlten Gepäd- 
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5 17 fracht, noch kann er verlangen, daß ihm fein Gepäck auf einem anderen als dem Beſtimmungsbahnhof 


9 18 


9 19 


8 20 


zur Verfügung geſtellt wird. 

6. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, über jede Zahlung eine Quittung zu erteilen. 

7. Außer den Beſtimmungen dieſes Paragraphen gelten für die Berechnung der Fahrpreis- 
unterſchiede und der Zuſchläge bei Fahrausweiſen zum ermäßigten Fahrpreis auch die entſprechenden 
Tarifbeſtimmungen. 

8 18 
Bahnſteigkarten 

1. Perſonen, die nicht im Beſitz eines gültigen Fahrausweiſes ſind, haben zum Betreten der 
abgeſperrten Teile des Bahnhofs eine Bahnſteigkarte zu löſen, die beim Eingang vorzuweiſen und 
beim Verlaſſen dieſer Teile des Bahnhofs abzugeben iſt. Wer ohne gültigen Ausweis die abgeſperrten 
Teile des Bahnhofs betritt, hat 1 Gulden zu zahlen. Die Bahnſteigkarte berechtigt nicht zum Be⸗ 
treten der Züge. 

2. Ohne einen gültigen Fahrausweis iſt das Betreten eines zur Abfahrt bereitſtehenden Zuges 
nicht geſtattet. Der Inhaber einer Bahnſteigkarte darf einen Wagen nur betreten um einer kranken 
oder hilfsbedürftigen Perſon behilflich zu ſein, und hat dann den Wagen ſofort zu verlaſſen. 

Wer entgegen dieſen Beſtimmungen den Wagen betritt oder darin verbleibt, hat 5 Gulden zu 
entrichten. 

3. Über jeden geleiſteten Zuſchlag iſt von der Eiſenbahn eine Quittung zu erteilen. 


8 19 
Von der Fahrt ausgeſchloſſene oder nur bedingt zugelaſſene Perſonen. Beſchädigung der Wagen 

1. Es werden in die Züge nicht zugelaſſen oder können unterwegs von der Fahrt ausgeſchloſſen 
werden: 

a) betrunkene Perſonen und ſolche, die durch ihr Benehmen den öffentlichen Anſtand ver⸗ 
letzen, die Ruhe ſtören oder die Vorſchriften der Geſetze, der Verkehrsordnung und der 
Tarife bzw. die Anordnungen der Eiſenbahnen nicht beachten; dieſe Perſonen haben weder 
Anſpruch auf Rückerſtattung des Fahrpreiſes noch der bezahlten Gepäckfracht; 

b) Perſonen, die wegen einer Krankheit oder aus anderen Gründen den Mitreiſenden läſtig 
oder gefährlich ſein könnten, wenn für ſie nicht im voraus ein beſonderes Abteil gemietet 
iſt oder ihnen ein ſolches gegen Bezahlung der tarifmäßigen Gebühr nicht angewieſen werden 
kann. Unterwegs erkrankte Perſonen ſind jedoch wenigſtens bis zum nächſten geeigneten 
Bahnhof zu befördern, wo ſie die nötige Pflege finden können. Das Fahrgeld und die Ge- 
päckfracht ſind ihnen abzüglich des Betrages für die durchfahrene Strecke zu erſtatten. 

Im übrigen gelten für die Beförderung von kranken Perſonen die von den zuſtändigen 
Behörden erlaſſenen beſonderen Vorſchriften. 

2. Die Eiſenbahn hat Anſpruch auf Erſtattung der Desinfektionsgebühren für die zur Beförde- 
rung von Kranken verwendeten Abteile oder Wagen. 

3. Alle durch Beſchädigung oder Verunreinigung der Wagen oder Ausxüſtungsſtücke entſtandenen 
Schäden ſind von den Reiſenden zu erſtatten. Die Eiſenbahn kann ſofortige Zahlung oder Sicherheits⸗ 
leiſtung verlangen. 

4. Die Höhe dieſer Koſten iſt nach der von der Eiſenbahn feſtgeſetzten und in den Tarifen vorge⸗ 
ſehenen Preisliſte zu bemeſſen. 

Für die in dieſer Preisliſte nicht vorgeſehenen Beſchädigungen wird von der Eiſenbahn eine 
Entſchädigung in Höhe des tatſächlich entſtandenen Schadens erhoben. 

S 20 
Züge. Fahrpläne. Aufenthalte 

1. Zur Beförderung dienen die im Fahrplan vorgeſehenen regelmäßigen und die nach Bedarf 
verkehrenden Züge. 

Beſtellungen von Sonderzügen werden von der Eiſenbahn nach Möglichkeit berückſichtigt. 

2. Die Fahrpläne ſind vor ihrem Inkrafttreten bekanntzugeben und auf den Bahnhöfen auszu⸗ 
hängen. Aus den Fahrplänen müſſen Zuggattung, Wagenklaſſen und Abfahrtzeiten, für die größeren 


Übergangsbahnhöfe auch die Ankunftzeiten der Züge ſowie die wichtigeren Zuganſchlüſſe zu erſehen 
ſein. Außer Kraft getretene Fahrpläne ſind ſofort zu entfernen. 

Beſchränkungen in der Benutzung beſtimmter Züge oder Wagenklaſſen ſind in den Fahrplänen 
oder in den Tarifen erſichtlich zu machen. 

3. Sofort nach Anhalten des Zuges auf einem Bahnhof hat das Zugbegleitperſonal den Namen 
des Bahnhofs und die Dauer des Aufenthalts, wenn derſelbe mehr als 5 Minuten beträgt, aus⸗ 
zurufen. Auf Übergangsbahnhöfen wird außerdem durch das Zugbegleitperſonal auf das Umſteigen 
in Züge anderer Richtungen aufmerkſam gemacht. 

4. Der Reiſende hat ſelbſt dafür zu ſorgen, das er in den richtigen Zug gelangt und am richtigen 
Bahnhof aus- oder umſteigt. Erſt nach Anhalten des Zuges auf einem Bahnhof darf aus dem 
Wagen ausgeſtiegen werden. Wird ausnahmsweiſe außerhalb eines Bahnhofs der Zug angehalten, 
ſo dürfen die Reiſenden nur mit ausdrücklicher Zuſtimmung des Zugführers ausſteigen; ſie müſſen 
ſich ſofort vom Bahngleis entfernen und auf das erſte Zeichen des Zugführers ihre Plätze wieder 
einnehmen. 

5. Ein Reiſender, der ohne begründete Urſache mittels Notbremſe oder auf eine andere Weiſe 
den Zug während der Fahrt anhält, hat, abgeſehen von den ſtrafrechtlichen Folgen, ſofort zu Gunſten 
der Eiſenbahn die im Tarif vorgejehene Gebühr zu zahlen. 

Wenn der dadurch verurſachte Schaden dieſe Gebühr überſteigt, trägt der Reiſende die Verant⸗ 
wortung für den ganzen Schaden. 
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Von der Mitnahme in Perſonenwagen angeſchloſſene Gegenſtände 


1. Gefährliche Gegenſtände, insbeſondere geladene Schußwafſen, exploſionsfähige, leicht ent⸗ 
zündliche, ätzende und anſteckende Stoffe, ſowie Gegenſtände, die geeignet ſind, den Mitreiſenden unbe- 
quem oder läſtig zu fallen, dürfen nicht in Perſonenwagen mitgenommen werden. 

Perſonen, die Erlaubnisſcheine zum Tragen von Schußwaffen beſitzen, dürfen Handmunition 
mitnehmen. 

Perſonen, die in Ausübung des öffentlichen Dienſtes eine Schußwaffe tragen, dürfen während 
ihrer Dienſtreiſen geladene Waffen mitnehmen. 

2. Die Eiſenbahnbedienſteten ſind berechtigt, ſich von der Beſchaffenheit der mitgenommenen 
Gegenſtände in Gegenwart der Reiſenden zu überzeugen, wenn triftige Gründe eine Zuwiderhandlung 
gegen die Beſtimmungen der Ziff. 1 dieſes Paragraphen vermuten laſſen. 

3. Der Zuwiderhandelnde haftet für jeden aus der Übertretung der Beſtimmungen der Ziff. 1 
dieſes Paragraphen entſtandenen Schaden und unterliegt außerdem den durch die Geſetze feſtgeſetzten 
Strafen. 
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Mitnahme von Handgepäck und Tieren in Perſonenwagen. Beförderung von Hunden 
in Gepäckwagen. Gepäckträger 


1. Die Reiſenden dürfen leicht tragbare Gegenſtände (Handgepäch unentgeltlich in Perſonenwagen 
mitnehmen, wenn keine Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei⸗ oder ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vor— 
ſchriften entgegenſtehen und wenn die Wagen dadurch nicht beſchädigt werden können. Jedem Rei⸗ 
ſenden ſteht für ſein Handgepäck nur der Raum über und unter ſeinem Sitzplatz zur Verfügung. Rei⸗ 
ſende, denen kein Platz angewieſen werden konnte, haben wegen Unterbringung ihres Handgepäcks den 
Anordnungen der Eiſenbahnbedienſteten Folge zu leiſten. Die Tarife können weitere Beſchränkungen 
beſtimmen. 

2. In beſonders gekennzeichnete Perſonenwagen 3. Klaſſe dürfen Reiſende als Handgepäck 
ſchwerere Gegenſtände (Handwerkzeug, Ruchſäcke, Traglaſten in Körben, Säcken u. dergl.) mitnehmen, 
wenn ſie vom Reiſenden allein getragen werden können. In dieſe Wagen dürfen auch Gegenſtände 
mitgenommen werden, die den in Ziff. 1 dieſes Paragraphen zur Unterbringung von Handgepäck 
vorgeſchriebenen Raum überſchreiten. Solches Handgepäck kann aus mehreren Stücken beſtehen, deren 
Geſamtgewicht 50 kg pro Perſon nicht überſteigt. 

3. Bei Feſtſtellung von Handgepäck, das die zuläſſige Raumgrenze oder die in Ziff. 2 dieſes 
Paragraphen vorgeſchriebene Gewichtsgrenze überſchreitet, kann ſolches Gepäck von der Eiſenbahn aus 
dem Perſonenwagen entfernt und als Gepäck abgefertigt werden, wobei die Gepäckfracht von dem 
Bahnhof ab, auf dem der Reiſende eingeſtiegen iſt, nebſt einem Zuſchlag von 1 Gulden erhoben 
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$22 wird. Wenn der Zugangsbahnhof nicht ſofort unzweifelhaft feſtgeſtellt werden kann, wird die Ge⸗ 
päckfracht für ſolches Gepäck vom Ausgangsbahnhof des Zuges erhoben. 
4. Lebende Tiere dürfen in Perſonenwagen nicht mitgenommen werden, vorgefundene ſind aus 
dem Wagen auf dem nächſten Bahnhof zu entfernen. 
Ausgenommen ſind: 

a) kleine Hunde und Vögel ſowie andere kleine Haustiere, getragen auf dem Schoße oder in 
Käfigen, ſofern keine Polizeivorſchriften entgegenſtehen und wenn ihre Mitnahme in das 
Abteil von den Mitreiſenden nicht widerſprochen wird; 

b) Hunde aller Art und jeder Größe, ſofern keine Polizeivorſchriften entgegenſtehen und die 
Mitreiſenden mit deren Mitnahme in das Abteil einverſtanden ſind, oder wenn ihre Beſitzer 
mit ihnen in einem beſonderen Abteil oder in einem für Reiſende mit Hunden beſtimmten 
Abteil fahren ($ 14, Ziff. 13). 

Die Tarife und Fahrpläne können die Mitnahme von Tieren in gewiſſe Wagen oder Zuggattun⸗ 
gen verbieten. 
5. Im übrigen gelten für Hunde, die von Reiſenden mitgeführt werden, folgende Vorſchriften: 


a) unverpackte Hunde werden nach Möglichkeit in beſonderen Räumen des Packwagens be⸗ 
fördert; 

b) für das Unterbringen der Hunde in Wagen, Füttern, das Umladen auf Übergangsbahn⸗ 
höfen und das Ausladen am Beſtimmungsbahnhof hat der Reiſende zu ſorgen; 

e) die nicht in Käfigen oder Körben verpackten Hunde ſind mit Maulkorb und Leine zu 
verſehen; 

d) die in Perſonenwagen beförderten Hunde ſowie die in Gepäckwagen ohne Verpackung be⸗ 
förderten Hunde werden auf Gepäckſchein mit der Aufſchrift „Hund“ oder auf beſondere 
Hundefahrkarte abgefertigt; 0 

e) die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, Hunde, die nicht unverzüglich nach Ankunft auf dem 
Beſtimmungsbahnhof abgeholt werden, zu verwahren; 

f) wenn Hunde binnen zwei Stunden nach Ankunft auf dem Beſtimmungsbahnhof nicht abge⸗ 
nommen wurden, kann die Eiſenbahn die Hunde entweder gegen tarifmäßige Gebühr auf⸗ 
bewahren oder nach freiem Ermeſſen ohne jede Verantwortung in Verwahrung geben. 


6. Die Tarife beſtimmen, ob und für welche Tiere Beförderungsgebühren zu bezahlen ſind. 


7. Für jedes im Zuge feſtgeſtellte Tier, das ohne Entrichtung der Beförderungsgebühr mitge- 
führt wird, hat der Reiſende, der es mitführt, die doppelte tarifmäßige Gebühr, mindeſtens jedoch 
3 Gulden zu entrichten. Wer jedoch unaufgefordert dem Schaffner meldet, daß er den Beförderungs⸗ 
preis nicht bezahlt hat, hat den einfachen tarifmäßigen Preis und einen Zuſchlag von 1 Gulden zu 
zahlen, zuſammen jedoch nicht mehr, als das Doppelte des Fahrpreiſes. Die Beſtimmungen des 
§ 17, Ziff. 4a) und b) und Ziff. 5 finden ſinngemäße Anwendung. 

8. Der Reiſende hat das von ihm im Wagen mitgeführte Handgepäck und die Tiere ſelbſt zu 
beaufſichtigen. 

9. Der Reiſende haftet für Schäden, die durch Mitnahme von Handgepäck und Tieren ent⸗ 
ſtanden ſind. 

10. Auf größeren Bahnhöfen ſind von der Eiſenbahn in genügender Anzahl Gepäckträger zu 
beſtellen. Dieſe ſind verpflichtet, innerhalb des Bahnhofsbereichs das Gepäck auf Wunſch der Reiſenden 
zu befördern. 

11. Die Gepäckträger müſſen durch Dienſtabzeichen erkennbar ſein und eine Dienſtanweiſung 
nebſt Gebührentarif bei ſich tragen, der auf Verlangen den Reiſenden vorzuzeigen iſt. Der Gepäck⸗ 
trägertarif muß außerdem auf den Bahnhöfen an leicht ſichtbarer Stelle ausgehängt werden. 

12. Dem Reiſenden iſt vom Gepäckträger auf Verlangen eine Marke mit ſeiner Nummer als Be- 
ſcheinigung über das übernommene Gepäck zu übergeben. 

13. Für die dem Gepäckträger zur Beförderung innerhalb des Bahnhofsbereichs übergebenen 
Gegenſtände haftet die Eiſenbahn, wie für das zur Beförderung aufgegebene Reiſegepäck. 
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Verſpätungen. Ausfall von Zügen. Verſäumung des Anſchluſſes 


1. Wird infolge einer Zugverſpätung der Anſchluß an einen anderen Zug verſäumt oder fällt 
ein Zug ganz oder auf Teilſtrecken aus, und will der Reiſende ſeine Reiſe fortſetzen, ſo hat die Eiſen⸗ 
bahn, ſoweit es möglich iſt, den Reiſenden mit ſeinem Gepäck ohne Preiszuſchlag mit einem Zuge, 
der auf der gleichen Strecke nach demſelben Beſtimmungsbahnhof fährt, oder auf einer anderen 
Strecke der am urſprünglichen Beförderungsweg beteiligten Eiſenbahn zu befördern, wenn es dadurch 
dem Reiſenden ermöglicht wird, mit geringerer Verſpätung ſein Reiſeziel zu erreichen. 


Der zuſtändige Bahnhofsbeamte hat gegebenenfalls auf dem Fahrausweis die Verſäumung des 
Anſchluſſes oder den Zugausfall zu beſcheinigen, die Geltungsdauer des Fahrausweiſes — ſoweit 
erforderlich — zu verlängern und ihn mit Gültig keitsvermerk für den neuen Weg, für eine höhere 
Wagenklaſſe oder für einen Zug mit höheren Fahrpreiſen zu verſehen. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, 
durch den Tarif oder durch die Fahrpläne einzelne Züge von der Benutzung in ſolchen Fällen aus⸗ 
zuſchließen. 


2. Bei Verkehrsunterbrechungen, die durch Naturereigniſſe oder andere außergewöhnliche Umftände 
verurſacht werden, hat die Eiſenbahn für die Weiterbeförderung der unterwegs aufgehaltenen Rei⸗ 
ſenden bis zu der Stelle, von der die Weiterfahrt mit der Eiſenbahn möglich iſt, tunlichſt zu ſorgen. 


3. Zugverſpätungen von mehr als 15 Minuten ſind auf den Bahnhöfen durch Anſchlag bekannt⸗ 
zumachen. 

4. Verkehrsunterbrechungen, die länger als 24 Stunden dauern, ſind von der Eiſenbahn in der 
zur Veröffentlichung der Tarife beſtimmten Zeitſchrift unter Angabe der Arſache, der vorausſicht⸗ 
lichen Dauer und der Hilfswege bekanntzugeben. 
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Abfertigung durch die Zoll⸗, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwaltungs behörden 


Der Reiſende hat die Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen verwaltungsbehördlichen 
Vorſchriften hinſichtlich ſeiner Perſon und hinſichtlich der Unterſuchung ſeines Handgepäcks zu befolgen. 
Er hat der Unterſuchung beizuwohnen, es ſei denn, daß die Vorſchriften Ausnahmen zulaſſen. Die 
Eiſenbahn iſt dem Reiſenden gegenüber von jeder Haftung für die Folgen der Nichtbeachtung dieſer 
Verpflichtungen befreit. 
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Unrichtige Berechnung der Beförderungsgebühren. Rückerſtattungen 


1. Iſt der Tarif unrichtig angewandt oder ſind bei der Berechnung der Beförderungspreiſe, 
Nebengebühren, Barauslagen und Zuſchlagsgebühren Fehler vorgekommen, jo muß der zu viel be— 
zahlte Betrag zurückerſtattet und der zu wenig bezahlte — nachgezahlt werden. 


2. Von der Eiſenbahn feſtgeſtellte Überzahlungen ſind, wenn ſie für einen Fahrausweis 1 Gulden 
überſteigen, dem Berechtigten, ſofern dies möglich iſt, von Amts wegen mitzuteilen und möglichſt 
bald zu erſtatten. 


3. Iſt ein Fahrausweis nicht benutzt worden, ſo kann vorbehaltlich der in den Ziffern 7 und 8 
dieſes Paragraphen bezeichneten Abzüge der bezahlte Fahrpreis zurüdverlangt werden. 


4, Iſt ein Fahrausweis infolge von Tod, Krankheit oder Unfall des Reiſenden oder aus anderen 
nicht abwendbaren Gründen ähnlicher Art nur teilweiſe benutzt worden, ſo wird vorbehaltlich der in 
Ziffern 7 und 8 dieſes Paragraphen bezeichneten Abzüge der Unterſchied zwiſchen dem bezahlten 
Geſamtpreis und dem nach dem Normaltarif berechneten Fahrpreis für die zurückgelegte Strecke 
erſtattet. 


Der Unterſchied zwiſchen dem vollen nach dem ermäßigten Tarif entrichteten Fahrpreis und der 
nach demſelben ermäßigten Tarif berechneten Gebühr für die durchfahrene Strecke wird in den im 
erſten Abſatz dieſer Ziffer vorgeſehenen Fällen nach Abzug der daſelbſt bezeichneten Gebühren nur dann 
erſtattet, wenn dem Reiſenden mit einem Fahrausweis für einmalige Fahrt das Recht auf dieſe 
Ermäßigung ſowohl bei der Fahrt nach dem Beſtimmungsbahnhof, wie auch nach dem Bahnhof, 
wo die Fahrt unterbrochen wurde, zuſtand. 


N 5. Wer wegen Platzmangel in der ſeinem Fahrausweis entſprechenden Wagenklaſſe einen Platz 
in einer niedrigeren Klaſſe benutzt hat, kann die Rückerſtattung des Preisunterſchieds zwiſchen dem be⸗ 
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Wagenklaſſe durchfahrene Strecke verlangen. 

6. Die Nichtausnutzung des Fahrausweiſes in den in Ziffern 3 und 4 dieſes Paragraphen vorge— 
ſehenen Fällen ſowie die in Ziff. 5 vorgeſehene Fahrt in einer niedrigeren Wagenklaſſe müſſen bahn⸗ 
amtlich beſcheinigt ſein. 

Die gänzliche Nichtausnutzung des Fahrausweiſes muß am erſten Tage und bei Fahrſchein⸗ 
heften an einem beliebigen Tage ihrer Geltungsdauer, jedenfalls vor Antritt der Reiſe, beſcheinigt 
werden. Die Beſcheinigung über teilweiſe Nichtausnutzung des Fahrausweiſes muß ſofort nach An⸗ 
kunft des Zuges auf dem Bahnhof, wo die Fahrt unterbrochen wird, erfolgen. 

Beſcheinigungen, die entgegen dieſen Vorſchriften ausgeſtellt wurden, können als Unterlagen für 
Anſprüche auf Rückerſtattung der entrichteten Gebühren nicht dienen. 

Die Beiheinigung über die Fahrt in einer niedrigeren Klaſſe hat während der Reiſe zu erfolgen. 

7. Von der Rückerſtattung ſind Steuern, Nebengebühren, Herſtellungskoſten von Fahrſcheinheften 
und die für den Verkauf der Fahrausweiſe bezahlte Proviſion ausgeſchloſſen. 

8. Von dem zu erſtattenden Betrag wird außer den etwaigen Auslagen für ſeine Zuſendung 
eine Gebühr von 10 %, jedoch nicht weniger als 0,50 Gulden, und nicht mehr als 3 Gulden für 
den Fahrausweis abgezogen. 

9. Verzichtet ein Reiſender auf die Weiterreiſe, weil er durch den Ausfall eines Zuges, durch eine 
Verkehrsunterbrechung, Platzmangel in der entſprechenden Wagenklaſſe oder durch Anſchlußverſäumnis 
wegen Zugverſpätung an der fahrplanmäßigen Fortſetzung ſeiner Reiſe verhindert worden iſt, ſo iſt 
er berechtigt, von der Eiſenbahn die Rückerſtattung des Unterſchieds zwiſchen dem bezahlten Geſamt⸗ 
preis und dem Fahrpreis für die zurückgelegte Strecke, berechnet nach dem für dieſe Fahrt ange⸗ 
wandten Tarif, zu verlangen. Die Eiſenbahn darf in dieſen Fällen Abzüge nach Ziff. 8 dieſes Para⸗ 
graphen nicht machen. 

10. Für verlorene Fahrausweiſe wird kein Fahrgeld erſtattet. 

11. Die Tarife können Rückerſtattungen für Fahrausweiſe zu ermäßigten Fahrpreiſen aufheben 
oder von der Erfüllung beſonderer Bedingungen abhängig machen. Dieſes betrifft nicht die nach 
$ 12 dieſer Verkehrsordnung ausgegebenen Fahrausweiſe für Kinder. 

12. Alle Anſprüche auf Rückerſtattungen nach den Beſtimmungen der Ziff. 3, 4, 5 und 9 
dieſes Paragraphen erlöſchen, wenn ſie bei der Eiſenbahn nicht binnen ſechs Monaten nach Ablauf der 
Geltungsdauer des Fahrausweiſes geltend gemacht worden ſind. 

8 26 
Haftung für die Beförderung von Reiſenden, Handgepäck und Tieren 

1. Die Haftung der Eiſenbahn für Tötung, Verſtümmelung oder Körperverletzung des Reiſenden 
bei Zugunfällen regeln beſondere Geſetzesvorſchriften. 

2. Die verſpätete Abfahrt oder Ankunft ſowie der Ausfall eines Zuges oder eines direkten 
Wagens aus einem Zuge geben dem Reiſenden keinen Anſpruch auf Entſchädigung ſeitens der Eiſen⸗ 
bahn. 

3. Für Handgepäck und Tiere, deren Überwachung nach $ 22 Ziffer 8 dem Reiſenden obliegt, 
haftet die Eiſenbahn nur dann, wenn der Schaden durch ihr Verſchulden entſtanden iſt. 
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Reklamationen. Klagen aus dem Beförderungsvertrag. Erlöſchen der Anſprüche. Verjährung. Uns 
zuläſſigkeit der Geltendmachung erloſchener oder verjährter Anſprüche 

1. Für Reklamationen findet die Beſtimmung des § 46 ſinngemäße Anwendung. 

2. Für Klagen aus dem Beförderungsvertrag finden die Beſtimmungen der SS 47 und 48 ſinn— 
gemäße Anwendung. 

3. Für das Erlöſchen der Anſprüche und ihre Verjährung finden die Beſtimmungen der SS 50 
und 52 ſinngemäße Anwendung; ferner auch die Beſtimmungen des § 51 mit der Ergänzung, daß 
bei anderen die Beförderung von Perſonen betreffenden Forderungen die Friſt für die Verjährung 
vom Tage des Ablaufs der Geltungsdauer des Fahrausweiſes ab gerechnet wird. 

4. Für Unzuläſſigkeit der Geltendmachung erloſchener oder verjährter Anſprüche finden die Be— 


ſtimmungen des $ 52 ſinngemäße Anwendung. 


Titel III 
Gepäckbeför derung 
8 28 
Begriff des Reiſegepäcks. Von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände 

1. Der Reiſende kann zur Beförderung als Reiſegepäck Gegenſtände aufgeben, die in Koffern, 
Reiſekörben, Handkoffern, Plaidrollen, Hutſchachteln und dergleichen verpackt ſind. 

2. Der Reiſende kann zur Beförderung als Reiſegepäck auch nachſtehende Gegenſtände ohne Ver- 
packung aufgeben, wenn nachfolgend bei den einzelnen Gegenſtänden nicht anders beſtimmt iſt: 

a) Trag⸗ und Rollſtühle für Kranke; Selbſtfahrer für Kranke, mit oder ohne Hilfsmotor; 
Trag vahren; 

b) Kinderwagen, Handwagen und Karren; 

c) Warenproben; 

d) leicht tragbare Muſikinſtrumente in Kaſten, Futteralen oder anderen Umhüllungen; 

e) Geräte für Schauſtellungen von Artiſten unter der Bedingung, daß ihre Beſchaffenheit, 
Verpackung, Umfang und Gewicht ein raſches Verladen und Unterbringen im Gepäckwagen 
geſtatten; 

) Vermeſſungsgeräte bis zu 4 Meter Länge und Handwerkzeug; 

g) ein⸗ und zweiſitzige Hand⸗ und Sportſchlitten, Schneeſchuhe und Schlittſchuhſegel; 

h) zuſammenlegbare Paddelboote in Leinwandſchutzhüllen verpackt ſowie Sportboote bis zu 
3 Meter Länge und unzerlegbare unverpackte Paddelboote zu den in den Tarifen feitge- 
ſetzten Bedingungen; 

i) Fahrräder, auch mit Hilfsmotor, einſitzige Kraftzweiräder, auch mit Hilfsſitz, wenn die Zus 
behörſtücke von ihnen entfernt ſind; die Behälter der Kraftfahrzeuge dürfen Betriebsſtoff ent⸗ 
halten, wenn die Betriebsſtoffleitung nach dem Vergaſer abgeſchloſſen und dieſer durch das 
Auslaufenlaſſen des Motors entleert iſt; 
bei Reiſen nach und aus der Sommerfriſche, die im Haushalt unentbehrlichen Stühle, 
Liegeſtühle, zerlegbare und auseinandergenommene Bettgeſtelle, Wiegen, Wannen u. dergl.; 

k) Nahrungsmittel in entſprechender Verpackung und in Mengen, die 50 kg auf eine Fahr— 
karte nicht überiteigen; 

D Hunde ſowie andere kleine Tiere in Käfigen, Kiſten u. dergl., wenn die Beförderung dieſer 
Tiere eine Desinfektion der Wagen nicht bedingt; 

m) friſch geſchoſſenes Wild, wenn die blutenden Teile derart verhüllt ſind, daß andere Gepäck— 
ſtücke nicht beſchmutzt werden können; 

n) Filme unter Beachtung der Vorſchriften der Ziff. 5 (5), zweiter Abſatz; 

o) andere im Tarif aufgeführte Gegenſtände unter den dort vorgeſehenen Bedingungen. 

3. Die Tarife können die Menge, den Umfang und das Gewicht der zur Beförderung als Reiſe— 

gepäck zugelaſſenen, unter Ziff. 2 dieſes Paragraphen verzeichneten Gegenſtände beſchränken. 

4. Der Reiſende iſt verpflichtet, auf Verlangen der Eiſenbahn bei der Verladung, Umladung 
oder Ausladung der in Ziff. 2 dieſes Paragraphen aufgeführten Gegenſtände behilflich zu ſein. 

5. Von der Beförderung als Gepäck ſind ausgeſchloſſen: 

(1) Gegenſtände, die dem Poſtzwang unterliegen. 

(2) Gegenſtände, die ſich wegen ihres Umfangs, ihres Gewichts oder ihrer Beſchaffenheit in 
den zur Beförderung von Gepäck beſtimmten Wagen nicht eignen. 

(3) Gegenſtände, deren Beförderung, wenn auch nur auf einem Teil des Beförderungsweges, 
durch geſetzliche Beſtimmungen oder aus Gründen der öffentlichen Ordnung verboten iſt. 

(4) Leichen. 

(5) Exploſionsgefährliche, ſelbſtentzündliche, entzündbare, giftige, ätzende, ekelerregende, übelriechende 
oder anſteckungsgefährliche Stoffe. 

Unbelichtete ſowie belichtete (auch entwickelte) Filme werden als entzündbare Stoffe nicht be— 
trachtet; ſie ſind zur Beförderung als Reiſegepäck zugelaſſen, wenn ſie in handelsüblicher Verpackung, 
d. h. mindeſtens in haltbaren, dichten Holz⸗ oder Blechſchachteln oder auch in Kartons aus Hart— 
pappe und hierauf in feſte Holzkiſten verpackt aufgegeben werden. 
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6. Wird von der Eiſenbahn feſtgeſtellt, daß zur Beförderung Gegenſtände angenommen worden 
ſind, die von der Beförderung als Reiſegepäck ausgeſchloſſen find, jo iſt fie verpflichtet, in Ermange⸗ 
lung anderer geſetzlicher Beſtimmungen den Reiſenden ſofort zur Rücknahme der Sendung aufzu⸗ 
fordern. 

Iſt der Reiſende nicht aufzufinden oder trifft er keine Verfügung, ſo wird von der Eiſenbahn nach 
§ 33 Ziff. 8 verfahren. 
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Verantwortlichkeit des Neiſenden für ſein Reiſegepäck. Zuſchläge 


1. Der Inhaber des Gepäckſcheins iſt für die Beachtung der Vorſchriften des § 28 verantwort⸗ 
lich. Er trägt alle Folgen einer Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchriften. 

2. Vermutet die Eiſenbahn eine ſolche Zuwiderhandlung, ſo hat ſie das Recht nachzuprüfen, ob 
der Inhalt der Gepäckſtücke den Vorſchriften entſpricht. Der Inhaber des Gepäckſcheins iſt aufzu⸗ 
fordern, bei der Nachprüfung zugegen zu ſein. Falls er ſich nicht einſtellt oder nicht zu erreichen iſt, 
In hat die Nachprüfung unter Zuziehung zweier bahnfremder Zeugen zu geſchehen. Wird eine Zu⸗ 
widerhandlung feſtgeſtellt, ſo hat der Inhaber des Gepäckſcheins die Koſten der Nachprüfung zu 
bezahlen. 

3. Bei einer Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen des § 28 hat der Inhaber des Gepäck⸗ 
ſcheins nachſtehenden Zuſchlag zu entrichten: 

a) für exploſionsgefährliche, ſelbſtentzündliche, entzündbare und anſteckungsgefährliche Stoffe, die 
nach § 28 Ziff. 5 (5) von der Beförderung ausgeſchloſſen ſind, 25 Gulden für jedes Kilo⸗ 
gramm des von der Beförderung als Reiſegepäck ausgeſchloſſenen Gegenſtandes, mindeſtens 
aber 50 Gulden; 5 
für giftige, ätzende und ekelerregende und übelriechende Stoffe, die nach $ 28 Ziff. 5 (5) 
von der Beförderung ausgeſchloſſen ſind, 5 Gulden für jedes Kilogramm des von der 
Beförderung als Reiſegepäck ausgeſchloſſenen Gegenſtandes, mindeſtens aber 15 Gulden; 

c) für alle anderen von der Beförderung als Reiſegepäck ausgeſchloſſenen Gegenſtände wird von 
der Eiſenbahn ein Zuſchlag in Höhe der doppelten Beförderungsgebühr, mindeſtens aber 
10 Gulden pro Gepäckſchein erhoben. 

Außerdem hat der Inhaber des Gepäckſcheins, je nach den Umſtänden, den Unterſchied 
der Beförderungsgebühren zu zahlen, den entſtandenen Schaden und die Koſten für die Nach⸗ 
prüfung des Inhalts des Reiſegepäcks zu erſetzen ſowie die geſetzlich vorgeſehene ſtrafrecht⸗ 
liche Verantwortung zu tragen. 


b 


— 
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Verpackung und Beſchaffenheit des Neiſegepäcks 


1. Das Gepäck muß zur Beförderung ordnungsgemäß hergerichtet, insbeſondere ſicher und dauer⸗ 
haft verpackt ſein, ſoweit diesbezüglich im $ 28 keine Ausnahmen vorgeſehen find. Gepäckſtücke, deren 
Verpackung ungenügend oder deren Beſchaffenheit mangelhaft iſt, oder die offenſichtlich Spuren von 
Beſchädigungen aufweiſen, können von der Eiſenbahn zurückgewieſen werden. Werden ſie trotzdem zur 
Beförderung angenommen, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, in den Gepäckſchein einen Vermerk über 
ihren Zuſtand aufzunehmen. Die Annahme des Gepäckſcheins durch den Reiſenden mit ſolchem Ver⸗ 
merk gilt als Anerkenntnis dieſes Zuſtands des Gepäcks. 

2. Die Gepäckſtücke müſſen dauerhafte Anſchriften mit Angabe des Namens und der Adreſſe 
des Reiſenden ſowie des Beſtimmungsbahnhofs tragen. Die Eiſenbahn kann die Annahme derart nicht 
gekennzeichneter Stücke ablehnen. Wenn auf Verlangen des Reiſenden dieſe Leiſtungen von der 
Eiſenbahn ausgeführt werden, iſt ſie berechtigt, hierfür die im Tarif feſtgeſetzte Gebühr zu erheben. 

3. Der Reiſende hat alte Beklebezettel, Adreſſen und andere Aufſchriften, die ſich auf frühere 
Beförderungen beziehen, zu entfernen oder unleſerlich zu machen. 


8 31 
Abfertigung von Neiſegepäd. Gevädihein. Beförderung 


1. Neiſegepäck wird von der Eiſenbahn zur Beförderung nur gegen Vorweis eines mindeſtens bis 
zum Beſtimmungsbahnhof des Gepäcks gültigen Fahrausweiſes abgefertigt. 

Die Tarife können beſtimmen, unter welchen Bedingungen Reiſegepäck ohne Fahrausweis zur 
Beförderung zugelaſſen wird. 


1 


2. Der Reiſende kann während der Geltungsdauer ſeines Fahraus weiſes Gepäck entweder direkt 8781 


vom Abgangsbahnhof bis zum Beſtimmungsbahnhof oder für einen beliebigen Teil der auf dem 
Fahrausweis bezeichneten Fahrſtrecke aufgeben. Auf derſelben Teilſtrecke darf jedoch Gepäck zur Be⸗ 
förderung nur einmal aufgegeben werden. 

3. Wenn zum Beſtimmungsbahnhof mehrere Wege führen oder wenn am Beſtimmungsorte 
mehrere Bahnhöfe vorhanden ſind, hat der Reiſende den Weg oder den Beſtimmungsbahnhof genau 
anzugeben. Die Eiſenbahn haftet nicht für die Folgen, die ſich aus der Nichtbeachtung dieſer Beſtim⸗ 
mung ergeben. 

4, Die Eiſenbahn kann Reiſegepäck auch nach einem weiter gelegenen Bahnhof als im Fahrausweis 
angegeben, zur Beförderung annehmen, wenn die Fahrkartenausgabe dem Reiſenden keinen direkten 
Fahrausweis bis zum Beſtimmungsbahnhof ausgefolgt, und dies im ausgegebenen Fahrausweis 
beſcheinigt hat. 

5. Das Reiſegepäck iſt ingerhalb der für die Löſung der Fahrausweiſe feſtgeſetzten Zeit aufzu⸗ 
geben. Die Annahme von Gepäck, das nicht mindeſtens 15 Minuten vor Abgang des betreffenden 
Zuges aufgeliefert wurde, kann jedoch von der Eiſenbahn abgelehnt werden. 

6. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, das Gewicht des Gepäcks feſtzuſtellen. Wenn jedoch für ge⸗ 
wiſſe Gegenſtände im Tarif feſte Gewichtsnormen (Einheitsgewichte) enthalten ſind, ſo werden dieſe 
ohne Verwiegung der Frachtberechnung zugrunde gelegt. Verlangt der Reiſende die Nachwiegung 
ſolcher Gegenſtände und kann die Eiſenbahn dieſem Verlangen nachkommen, ſo gilt zur Berechnung 
der Fracht das ermittelte Gewicht. 

7. Nach Annahme des Gepäcks wird von der Eiſenbahn dem Reiſenden ein Gepäckſchein verab⸗ 
folgt. Das Muſter des Gepäckſcheins iſt in den Tarifen vorgeſehen. 

Der Gepäckſchein muß folgende Angaben enthalten: 

a) den Aufgabe⸗ und Beſtimmungsbahnhof; 

b) erforderlichenfalls den Beförderungsweg; 

c) den Tag der Aufgabe und den Zug, zu dem das Gepäck aufgegeben wird; 

d) die Nummer der Fahrausweiſe, mit Ausnahme des im zweiten Abſatz der Ziff. 1 dieſes 
Paragraphen vorgeſehenen Falles; 

e) die Anzahl und das Gewicht der Gepäckſtücke; 

D die Gepäckfracht und etwaige andere Gebühren; 

2) gegebenenfalls den Betrag des Intereſſes an der Lieferung in Buchſtaben ($ 42). 

8. Der Reiſende kann den Zug angeben, mit dem das Gepäck befördert werden ſoll. Macht 
er von dieſem Rechte keinen Gebrauch, ſo wird es mit dem nächſten geeigneten Zuge befördert. 

Muß das Gepäck auf einem Unterwegsbahnhof umgeladen werden, ſo iſt es mit dem Anſchluß⸗ 
zug weiter zu befördern, wenn dieſer der Gepäckbeförderung dient und genügend Zeit zur Amladung 
vorhanden iſt. Sonſt iſt es mit dem nächſten geeigneten Zuge weiterzubefördern. 

Die Beförderung des Gepäcks kann in der vorbezeichneten Weiſe ſtattfinden, wenn nicht — auf 
dem Aufgabebahnhof oder unterwegs — die Erfüllung der Zoll-, Steuer⸗, Finanz, Polizei⸗ und 
ſonſtigen Verwaltungsvorſchriften dem entgegeniteht. - 

Die Eiſenbahn iſt berechtigt, die Beförderung von Gepäck bei einzelnen Zügen oder Zug⸗ 
gattungen auszuſchließen oder zu beſchränken. 

Solche Anordnungen ſind im Tarif oder in den Fahrplänen oder durch Aushänge auf den 
betreffenden Bahnhöfen bekanntzumachen. 

9. Die Gebühren, die im Zuſammenhang mit der Gepäckbeförderung erhoben werden, ſowie die 
Gebühren für die Angabe des Intereſſes an der Lieferung (§ 42) ſind bei der Aufgabe zu entrichten. 

10. Auf Bahnhöfen ohne Gepäckabfertigung und in Ausnahmefällen kann die Eiſenbahn Reiſe⸗ 
gepäck zur Beförderung annehmen, vorbehaltlich der Nachwiegung und Bezahlung der Beförderungs- 
gebühren vor der Auslieferung auf dem Zwiſchenbahnhof oder auf dem Beſtimmungsbahnhof. 

In ſolchen Fällen gilt das Reiſegepäck mit dem Zeitpunkt der Annahme durch die Eiſenbahn als 
zur Beförderung übernommen. a 

11. Der Reiſende iſt verpflichtet, bei Übernahme des Gepäckſcheins zu prüfen, ob dieſer nach 
ſeinen Angaben ausgefertigt iſt. 

12. Auf dem Gepäckſchein durfen keine anderen als nur dienſtlichen Zwecken dienende Aufſchriften 
angebracht werden. 


$ 33 


13. Für gewiſſe Gegenſtände, die als Reiſegepäck zur Beförderung aufgegeben werden, können 
die Tarife eine andere als die hier vorgeſehene Abfertigungsart vorſehen. 


8 32 
Abfertigung durch die Zoll⸗, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwaltungsbehörden. 


1. Für die durch den Reiſenden zu erledigenden Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen 
Verwaltungsförmlichkeiten finden die im § 24 vorgeſehenen Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

2. Wird infolge Erledigung der von den Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei und ſonſtigen Verwal⸗ 
tungsbehörden vorgeſchriebenen Förmlichkeiten die Beförderung des Reiſegepäcks ohne Verſchulden der 
Eiſenbahn länger als 48 Stunden aufgehalten, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, nach Ablauf dieſer Friſt 
das tarifmäßige Lagergeld zu erheben. 

Für Erledigung obiger Förmlichkeiten bei der Auslieferung des Reiſegepäcks beträgt die lager⸗ 
zinsfreie Friſt 24 Stunden. 

In die oben genannten Friſten werden Sonntage und geſetzliche Feiertage nicht eingerechnet, 
wenn an dieſen Tagen das betreffende Amt dieſe Förmlichkeiten nicht erledigt; in die im zweiten 
Abſatz angegebene Friſt wird außerdem der Tag der Ausladung des Reiſegepäcks für die Erledigung 
obiger Förmlichkeiten nicht eingerechnet. 

3. Werden auf Verlangen des Reiſenden oder nach den beſtehenden Vorſchriften die Zoll-, 
Steuer-, Finanz, Polizei- und von ſonſtigen Verwaltungsbehörden geforderten Förmlichkeiten von der 
Eiſenbahn ausgeführt, iſt ſie berechtigt, die hierfür im Tarif vorgeſehenen Gebühren zu erheben. 


8 33 
Auslieferung 


1. Das Gepäck wird gegen Rückgabe des Gepäckſcheins und nach Entrichtung der etwa noch 
nicht bezahlten Gebühren und Koſten ausgeliefert. 
Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die Empfangs⸗berechtigung des Gepäckſcheininhabers zu prüfen. 


2. Der Inhaber des Gepäckſcheins iſt berechtigt, auf dem Beſtimmungsbahnhof die Auslieferung 
des Gepäcks zu verlangen, ſobald nach der Ankunft des Zuges, mit dem es zu befördern war, die Zeit 
abgelaufen iſt, die zur Bereitſtellung und gegebenenfalls zur Zoll⸗, Steuer-, Finanz-, polizeilichen⸗ 
oder ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Abfertigung erforderlich iſt. 

3. Kann der Gepäckſchein nicht vorgewieſen werden, ſo braucht die Eiſenbahn das Gepäck nur 
demjenigen auszuliefern, der ſeine Berechtigung nachweiſt, bei unzureichendem Nachweis kann die 
Eiſenbahn Sicherheitsleiſtung verlangen. 

4. Das Gepäck iſt auf dem Bahnhof auszuliefern, nach dem es abgefertigt war. Auf rechtzeitiges 
Verlangen des Inhabers des Gepäckſcheins kann es jedoch, wenn die Umſtände dies geſtatten und keine 
Zoll-, Steuer-, Finanz, Polizei⸗ oder ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften entgegenſtehen, 
gegen Rückgabe des Gepäckſcheins und wenn es der Tarif vorſchreibt, gegen Vorweis des Fahr⸗ 
ausweiſes auf dem Aufgabebahnhof zurückgegeben oder auf einem Unterwegsbahnhof ausgeliefert 
werden. 

5. Der Inhaber des Gepäckſcheins, dem das Gepäck nicht nach den Beſtimmungen der Ziff. 2 
dieſes Paragraphen ausgeliefert wurde, kann verlangen, daß ihm auf dem Gepäckſchein Tag und 
tSunde beſcheinigt werden, zu denen er die Auslieferung verlangt hat. 

6. Der Inhaber des Gepäckſcheins kann bei der Auslieferung verlangen, daß in ſeiner Gegenwart 
das Gepäck nachgewogen wird. Hierfür erhebt die Eiſenbahn die tarifmäßige Gebühr. Sie wird dem 
Reiſenden zurückgezahlt, wenn ein von der Eiſenbahn zu vertretendes Mindergewicht feſtgeſtellt iſt. 

7. Wird Gepäck nicht innerhalb 24 Stunden nach Ankunft abgeholt, ſo erhebt die Eiſenbahn für 
ſeine Aufbewahrung die tarifmäßige Gebühr. 

8. Die Eiſenbahn iſtberechtigt, das binnen 30 Tagen nach Ankunft auf dem Beſtimmungsbahn⸗ 
hof nicht abgeholte Gepäck unter Beachtung der Beſtimmungen des $ 64 Ziff. 6 u. 7 zu verkaufen, 
wenn Vorſchriften der Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei- und ſonſtigen Verwaltungsbehörden dem nicht 
entgegenſtehen. Leichtverderbliche Gegenſtände oder Gegenſtände, bei denen Aufbewahrungskoſten im 
Verhältnis zu ihrem Werte zu hoch ſtehen würden, können von der Eiſenbahn vor Ablauf dieſer Friſt 
verkauft werden. 

Im Falle des Verkaufs bleibt der Erlös nach Abzug der noch nicht erhobenen Beförderungs⸗ und 
Nebengebühren, der Barauslagen ſowie Zuſchläge dem Inhaber des Gepäckſcheins zur Verfügung; reicht 


jedoch der Erlös zur Deckung dieſer Beförderungs- und Nebengebühren, Auslagen und Zuſchläge nicht 
aus, ſo iſt der Aufgeber zur Nachzahlung des ungedeckten Betrags verpflichtet. 


8 34 
Pfandrecht der Eiſenbahn 
Zur Sicherſtellung der Beförderungs- und Nebengebühren, Barauslagen und Zuſchläge ſteht der 


Eiſenbahn das Pfandrecht Am Gepäck zu, ſolange dasſelbe ſich in ihrer Verwahrung oder bei einem 
Dritten befindet, der es im Namen der Eiſenbahn innehat. 
8 35 
Unrichtige Berechnung der Beförderungsgebühren. Nüderftattungen 

1. Bei Mehr⸗ und Minderbeträgen aus dem Gepäckbeförderungsvertrag finden die im $ 25 
Ziff. 1 u. 2 vorgeſehenen Beſtimmungen ſinngemäße Anwendung. 

2. Wird Gepäck zurückgenommen, ehe es den Aufgabebahnhof verlaſſen hat, ſo kann die bezahlte 
Gepäckfracht zurückverlangt werden. 

Wird Gepäck auf einem Unterwegsbahnhof zurückgenommen, ſo werden die bezahlten Gebühren 
nur in den im 8 25 Ziff. 4 u. 9 vorgeſehenen Fällen zurückerſtattet. 

Von dem zu erſtattenden Betrag werden für jeden Gepäckſchein 0,30 Gulden ſowie gegebenen⸗ 
falls auch die Steuer-, Stempelgebühren und die Gebühr für die Überſendung des Betrages ab- 
gezogen. 

3. Bei Erſtattungen von Gepäckfracht finden außerdem die Beſtimmungen des § 25 Ziff. 12 
ſinngemäße Anwendung mit der Maßgabe, daß der Zeitraum von ſechs Monaten von dem im Ge⸗ 
päckſchein angegebenen Aufgabetage ab gerechnet wird. 

8 36 
Haftungsgemeinſchaft der Eiſenbahnen für das Reiſegepäck 

1. Die Eiſenbahn, die Reiſegepäck unter Aushändigung eines Gepäckſcheins zur Beförderung an⸗ 
genommen hat, haftet für die Ausführung der Beförderung auf der ganzen Strecke bis zur Aus⸗ 
lieferung des Gepäcks. 

2. Jede folgende Eiſenbahn tritt dadurch, daß ſie das Gepäck übernimmt, in den Beförderungs⸗ 
vertrag ein und übernimmt die ſich daraus ergebenden Verpflichtungen. 


S 37 
Umfang der Haftung 

1. Die Eiſenbahn haftet unter den in dieſer Verkehrsordnung feſtgeſetzten Bedingungen für die 
verſpätete Auslieferung des Gepäcks und für den Schaden, der durch gänzlichen oder teilweiſen Verluſt 
oder durch Beſchädigung des Gepäcks in der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis zur Ausliefe⸗ 
rung entſteht. 

2. Die Eisenbahn it bei gänzlichem oder teilweiſem Verluſt oder bei Beſchädigung des Gepäcks 
von dieſer Haftung befreit, wenn ſie beweiſt, daß der Schaden durch ein Verſchulden des Reiſenden, 
durch natürliche Mängel des Gepäcks oder durch höhere Gewalt herbeigeführt worden iſt. 

Die Eiſenbahn iſt von der Haftung für Schäden befreit, die aus der eigentümlichen natürlichen 
Beſchaffenheit des Gepäcks, aus Mängeln der Verpackung oder daraus entſtehen, daß von der Be⸗ 
förderung ausgeſchloſſene Gegenſtände trotzdem als Gepäck aufgegeben worden ſind. 

Konnte nach den Umſtänden des Falles ein Schaden aus einer Gefahr entſtehen, die mit der eigen⸗ 
tümlichen natürlichen Beſchaffenheit des Gepäcks, mit Mängeln der Verpackung oder damit verbunden 
it, daß das Gepäck von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände enthielt, ſo wird, bis zum Nad)- 
weis des Gegenteils durch den Berechtigten, vermutet, daß der Schaden hieraus entſtanden iſt. 

3. Die Eiſenbahn iſt von der Haftung für verſpätete Auslieferung des Gepäcks befreit, wenn ſie 
beweiſt, daß die Verſpätung durch Umſtände herbeigeführt worden iſt, die ſie nicht abzuwenden und 
denen ſie auch nicht abzuhelfen vermochte. 

8 38 
Höhe der Entſchädigung bei gänzlichem oder teilweifem Verluſt des Reiſegepäcks 

1. Wenn von der Eiſenbahn auf Grund dieſer Verkehrsordnung Entſchädigung für gänzlichen oder 

teilweiſen Verluſt des Reiſegepäcks zu leiſten iſt, ſo kann beanſprucht werden: 
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$ 89 


8 40 


8 41 


a) wenn der Betrag des Schadens nachgewieſen iſt: der Erſatz dieſes Schadens bis zur Höhe von 
34 Gulden für jedes fehlende Kilogramm des Rohgewichts; 

b) wenn der Betrag des Schadens nicht nachgewieſen iſt: ein Pauſchalſatz von 17 Gulden für 
jedes fehlende Kilogramm des Rohgewichts. 

Außerdem ſind die Gepäckfracht, die Zölle und ſonſtige aus Anlaß der Beförderung des ver- 
lorenen Gepäcks bezahlte Beträge — jedoch ohne weiteren Schadenerſatz — zu erſtatten. 

Eine höhere Entſchädigung kann nur bei Angabe des Intereſſes an der Lieferung nach $ 42 oder 
bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn nach 8 43 beanſprucht werden. 

2. Werden die Beförderungspreiſe nach den in den Tarifen für einzelne Gepäckſtücke vorgeſehenen 
Gewichtsnormen (Einheitsgewichte) berechnet, ſo wird als Grundlage für Berechnung der Entſchädi⸗ 
gung nicht das wirkliche Gewicht des Gepäcks, ſondern die im Tarif beſtimmte Gewichtsnorm (Ein- 
heitsgewicht) genommen. 

S 39 
Vermutung für den Verluſt des Neiſegepäcks. Wiederauffinden des Gepäcks 

1. Ein fehlendes Gepädjtüd gilt nach Ablauf des 14. Tages nach dem Tage, an dem ſeine Aus⸗ 
lieferung verlangt wurde, als verloren. 

2. Wird ein für verloren gehaltenes Gepäckſtück innerhalb eines Jahres nach ſeiner Abforderung 
wieder aufgefunden, ſo hat die Eiſenbahn den Reiſenden hiervon zu benachrichtigen, wenn ſein Aufent⸗ 
haltsort bekannt iſt oder ſich ermitteln läßt. 

3. Der Reiſende kann binnen 30 Tagen nach Empfang ſolcher Nachricht verlangen, daß ihm das 
aufgefundene Gepäckſtück auf einem Bahnhof des Beförderungswegs ausgeliefert wird; er hat dann 
die reine Gepäckfracht vom Aufgabebahnhof bis zum Bahnhof, auf welchem das Gepäck ausgeliefert 
wurde, zu bezahlen und die erhaltene Entſchädigung, abzüglich der ihm etwa erſtatteten, in dieſer Ent⸗ 
ſchädigung enthaltenen Gepäckfracht zurückzuzahlen; die Anſprüche des Reiſenden auf Entſchädigung 
wegen verſpäteter Auslieferung nach § 41 und gegebenenfalls nach § 42 bleiben vorbehalten. 

4. Wird das wiederaufgefundene Gepäckſtück nicht innerhalb der in Ziff. 3 dieſes Paragraphen 
vorgeſehenen Friſt von 30 Tagen zurückverlangt, oder wird es ſpäter als ein Jahr nach ſeiner Ab⸗ 
forderung wieder aufgefunden, ſo kann die Eiſenbahn das Gepäckſtück unter Beachtung der Vorſchriften 
des § 64, Ziff. 6 und 7 verkaufen. Der erzielte Verkaufserlös wird nach Abzug der ausgezahlten Ent⸗ 
ſchädigung und anderer Gebühren ſowie der Verkaufskoſten dem Empfangsberechtigten von der Eiſen⸗ 
bahn ausgezahlt. 

8 40 
Höhe der Entſchädigung bei Beſchädiaung des Reiſegepäds 

Bei Beſchädigung des Reiſegepäcks hat die Eiſenbahn den Betrag der Wertverminderung des 
Reiſegepäcks — ohne weiteren Schadenerſatz — zu zahlen. Eine höhere Entſchädigung kann nur bei 
Angabe des Intereſſes an der Lieferung nach $ 42 oder bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der 
Eiſenbahn nach $ 43 beanſprucht werden. 

Die Entſchädigung darf jedoch nicht überſteigen: 

a) wenn die ganze Sendung durch die Beſchädigung entwertet iſt, 

den Betrag, der im Falle des Verluſts der ganzen Sendung zu zahlen wäre; 
b) wenn nur ein Teil der Sendung durch die Beſchädigung entwertet iſt, 

den Betrag, der im Falle des Verluſts des entwerteten Teiles zu zahlen wäre. 


84 
Höhe der Entſchädigung für verſpätete Auslieferung des Neiſegepäcks 

1. Wenn das Reiſegepäck verſpätet ausgeliefert wurde und der Reiſende nicht nachweiſt, daß ein 
Schaden durch Verſpätung entſtanden iſt, ſo hat die Eiſenbahn für je angefangene 24 Stunden ſeit der 
Abforderung, höchſtens aber für 14 Tage, eine Entſchädigung von 0,17 Gulden für das Kilogramm 
des Rohgewichts des verſpätet ausgelieferten Gepäcks zu zahlen. 

Die Beſtimmung des $ 38, Ziff. 2, findet ſinngemäße Anwendung. 

2. Wird nachgewieſen, daß ein Schaden durch die Verſpätung entſtanden iſt, ſo iſt für dieſen 
Schaden eine Entſchädigung zu zahlen, die jedoch das Vierfache der in Ziff. 1 dieſes Paragraphen be⸗ 
ſtimmten Pauſchalentſchädigung nicht überſteigen darf. 
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3. Die in Ziff. 1 und 2 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Entſchädigungen für verfpätete Aus⸗ 8 41 
lieferung werden nicht neben der bei gänzlichem Verluſt des Gepäcks zu leiſtenden Entſchädigung ge⸗ 
währt. 

Bei teilweiſem Verluſt des Reiſegepäcks iſt die Entſchädigung für verſpätete Auslieferung nur für 
den nicht verlorenen Teil zu entrichten. 

Bei Beſchädigung des Reiſegepäcks tritt die Entſchädigung für verſpätete Auslieferung neben die 
in § 40 vorgeſehene Entſchädigung. 

In keinem Falle darf die Entſchädigung nach Ziff. 1 u. 2 zuzüglich derjenigen nach Së 38 u. 40 
höher ſein, als die Entſchädigung bei gänzlichem Verluſt des Gepäcks. 


8 42 8 42 
Angabe des Intereſſes an der Lieferung 


1. Bei der Aufgabe des Gepäcks kann das Intereſſe an der Lieferung angegeben werden; der 
deklarierte Betrag iſt auf dem Gepäckſchein zu vermerken. 


2. Bei Angabe des Intereſſes an der Lieferung wird für je angefangene 10 km der Beförderung 
eine beſondere Gebühr von einem Viertel vom Tauſend (½¼ %o) der angegebenen Summe erhoben. 


Die Tarife können dieſe Gebühr herabſetzen und einen Mindeſtbetrag beſtimmen. 

3. Iſt das Intereſſe an der Lieferung angegeben, ſo kann für verſpätete Auslieferung beanſprucht 
werden: 

a) wenn nicht nachgewieſen wird, daß ein Schaden durch die Verſpätung entſtanden iſt, für 
je angefangene 24 Stunden ſeit der Abforderung an gerechnet, höchſtens aber für 14 Tage, 
eine Entſchädigung von 0,34 Gulden für jedes Kilogramm des Rohgewichts des verſpätet 
ausgelieferten Gepäcks; dieſe Entſchädigung darf jedoch den Betrag des angegebenen Inter⸗ 
eſſes an der Lieferung nicht überſteigen; die Vorſchrift des 8 38 Ziff. 2 findet ſinngemäße 
Anwendung; 

b) wenn nachgewieſen wird, daß ein Schaden durch die Verſpätung entſtanden iſt, eine Ent- 
ſchädigung bis zur Höhe des angegebenen Intereſſes. 

Iſt der Betrag des angegebenen Intereſſes an der Lieferung geringer als die im $ 41 vor⸗ 
geſehenen Entſchädigungen, ſo können dieſe an Stelle der unter a) und b) erwähnten Entſchädigungen 
beanſprucht werden. / 

4. Bei gänzlichem oder teilweilem Verluſt oder bei Beſchädigung von Gepäck, für welches das 
Intereſſe an der Lieferung angegeben iſt, können beanſprucht werden: f 

a) die in den Së 38 u. 40 vorgeſehenen Entſchädigungen, außerdem 

b) der Erſatz des nachgewieſenen weiteren Schadens bis zur Höhe des als Intereſſe angegebenen 
Betrags. 

5. Liegen Beſchädigung oder teilweiſer Verluſt des Gepäcks und verſpätete Auslieferung gleich⸗ 
zeitig vor, ſo werden die nach Ziff. 3 und 4b) dieſes Paragraphen zu leiſtenden Beträge nur in 
Höhe des als Intereſſe angegebenen Betrags gezahlt. 


8 43 
Höhe der Entſchädigung bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn 


In allen Fällen, in denen gänzlicher oder teilweiſer Verluſt, Beſchädigung oder verſpätete Aus⸗ 
lieferung des Gepäcks auf Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn zurückzuführen it, iſt der 
nachgewieſene volle Schaden jeweils bis zum Doppelten der in den Së 38, 40, 41 und 42 vorgeſehenen 
Höchſtbeträge zu erſetzen. 


$ 43 


8 44 9 44 
Verzinſung der Entſchädigung 
Der Reiſende kann ſechs vom Hundert Zinſen der ihm gewährten Entſchädigung verlangen, 
ſofern dieſe Entſchädigung auf einen Gepäckſchein den Betrag von 10 Gulden überſteigt. 
Dieſe Zinſen laufen vom Tage der im $ 46 vorgeſehenen Reklamation oder, wenn keine Re: 
klamation vorausging, vom Tage der Klageerhebung. 
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8 45 
Rückerſtattunng der Entſchädigung 


Jede zu Unrecht empfangene Entſchädigung iſt zurückzuerſtatten. 
Im Falle eines Betruges hat die Eiſenbahn unbeſchadet der ſtrafrechtlichen Folgen außerdem An— 
ſpruch auf Zahlung einer Summe, die dem von ihr zu Unrecht gezahlten Betrag gleichkommt. 


8 46 
Reklamationen 


1. Außergerichtliche Anſprüche aus dem Reiſegepäckbeförderungsvertrag find ſchriftlich bei einer 
der im § 48 bezeichneten Eiſenbahnen anzubringen. 

2. Zur Geltendmachung der Reklamationen find die nach 8 47 zur Erhebung der Klage gegen die 
Eiſenbahn berechtigten Perſonen befugt. 


3. Gepäckſcheine und ſonſtige Belege die der Berechtigte ſeiner Reklamation beizufügen für zweck⸗ 
mäßig erachtet ſowie ſolche, deren Beibringung von der Eiſenbahn verlangt wird, find in Arſchrift 
oder Abſchriften vorzulegen. Abſchriften müſſen auf Verlangen der Eiſenbahn gehörig beglaubigt 
werden. 

Bei der endgültigen Erledigung der Reklamation kann die Eiſenbahn die Rückgabe der Gepäck⸗ 
ſcheine verlangen. 

4. Reklamationen ſowie ſämtliche mit der Geltendmachung der Anſprüche aus dem Beförde⸗ 
rungsvertrag in Zuſammenhang ſtehenden Schriftſtücke, die an die Eiſenbahn gerichtet werden, werden 
als friſtgemäß eingereicht angeſehen, wenn ſie vor Ablauf der entſprechenden Friſt der Eiſenbahn 
übergeben oder bei einem Poſtamt aufgegeben werden. 


8 47 
Zur Erhebung der Klage gegen die Eiſenbahn berechtigte Perſonen 


Zur gerichtlichen Geltendmachung von Anſprüchen aus dem Beförderungsvertrag gegen die Eiſen⸗ 
bahn iſt nur befugt, wer den Gepäckſchein vorweiſt oder in deſſen Ermangelung ſeine Berechtigung 
anderweitig nachweiſt. 

8 48 


Eiſenbahnen, gegen welche die Klagen zu richten ſind. Zuſtändigkeit 


J. Anſprüche auf Rückerſtattung eines Betrags, der auf Grund des Beförderungsvertrags ge⸗ 
zahlt worden iſt, können entweder gegen die Eiſenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, die den 
Betrag erhoben hat, oder gegen diejenige, zu deren Gunſten der zu hohe Betrag erhoben worden iſt. 

2. Sonſtige Anſprüche aus dem Beförderungsvertrag können nur gegen die Abgangsbahn, die 
Beſtimmungsbahn oder diejenige Eiſenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, auf deren Strecke 
ſich die den Anſpruch begründende Tatſache ereignet hat. 

Auch wenn die Beſtimmungsbahn das Reiſegepäck nicht erhalten hat, kann gegen ſie gleichwohl 
der Anſpruch gerichtlich geltend gemacht werden. 


3. Unter den in Ziff. 1 und 2 dieſes Paragraphen bezeichneten Eiſenbahnen ſteht dem Kläger die 
Wahl zu; mit der Erhebung der Klage erliſcht das Wahlrecht. 


4. Im Wege der Widerklage oder der Einrede können Anſprüche gegen eine andere, als die in 
Ziff. 1 und 2 dieſes Paragraphen bezeichneten Eiſenbahnen, erhoben werden, wenn ſich die Klage 
auf denſelben Beförderungsvertrag gründet. 


5. Die Vorſchriften dieſes Paragraphen finden keine Anwendung auf den im 8 53 geregelten 
Rückgriff der Eiſenbahnen gegeneinander. 
8 49 
Feſtſtellung eines teilweiſen Verluſtes oder einer Beſchädigung des Reifenepäds 


1. Wird ein teilweiſer Verluſt oder eine Beſchädigung des Reiſegepäcks von der Eiſenbahn ent⸗ 
deckt oder vermutet oder vom Reiſenden behauptet, ſo hat die Eiſenbahn den Zuſtand und das Gewicht 
des Gepäcks und, ſoweit dies möglich iſt, den Betrag und die Urſache des Schadens ſowie den Zeit⸗ 
punkt ſeines Entſtehens ſofort, wenn möglich, in Gegenwart des Reiſenden durch eine Tatbeſtandsauf⸗ 
nahme feſtzuſtellen. 


Dem Reiſenden ift auf fein Verlangen eine Abſchrift der Tatbeſtandsaufnahme unentgeltlich aus⸗ 
zuhändigen. 

2. Wenn der Reiſende die Feſtſtellungen der Tatbeſtandsaufnahme nicht anerkennt, ſo kann er ver⸗ 
langen, daß der Zuſtand und das Gewicht des Reiſegepäcks, die Schadenurſache ſowie der Betrag des 
Schadens gerichtlich feſtgeſtellt werden. 

3. Bei Verluſt eines Gepäckſtücks iſt der Reiſende zur Erleichterung der Nachforſchungen der 
Eiſenbahn verpflichtet, eine möglichſt genaue Beſchreibung des verlorenen Gepäckſtücks zu geben. 


$ 50 
Erlöſchen der Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Gepäckbeförderungsvertrag 

1. Mit der Annahme des Reiſegepäcks ſind alle Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Gepäck⸗ 
beförderungsvertrag erloſchen. Jedoch erlöſchen nicht: 

(1) Entſchädigungsanſprüche, bei denen der Reiſende nachweiſt, daß der Schaden durch Vorſatz 

oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn herbeigeführt worden iſt; 

(2) Entſchädigungsanſprüche wegen verſpäteter Auslieferung, wenn ſie bei einer der in Ziff. 2 
des $ 48 bezeichneten Eiſenbahnen binnen 21 Tagen, den Tag der Annahme nicht mitgerechnet, 
ſchriftlich angebracht werden; 

(3) Entſchädigungsanſprüche wegen teilweiſen Verluſts oder Beſchädigung: 

a) wenn der Verluſt oder die Beſchädigung vor der Annahme des Gepäcks durch den Rei- 
ſenden nach $ 49 feſtgeſtellt worden iſt; 
b) wenn die Feſtſtellung, die nach § 49 hätte erfolgen müſſen, nur durch Verſchulden der 

Eiſenbahn unterblieben iſt; 

Entſchädigungsanſprüche wegen äußerlich nicht erkennbarer Schäden, die erſt nach der Annahme 
feſtgeſtellt worden ſind, jedoch nur unter nachſtehenden Vorausſetzungen n 
a) daß ſich die Eiſenbahn dem Reiſenden gegenüber nicht zur Feſtſtellung des Zuſtands des 

Gepäcks auf dem Beſtimmungsbahnhof bereiterklärt hat; 

b) daß unverzüglich nach der Entdeckung des Schadens und ſpäteſtens drei Tage nach der 

Annahme des Gepäcks die Feſtſtellung nach § 49 verlangt wird; 

e) daß der Reiſende beweiſt, daß der Schaden in der Zeit zwiſchen der Annahme des Ge- 
päcks zur Beförderung und der Auslieferung entſtanden iſt. 

(5) Anſprüche auf Rückerſtattung geleiſteter Zahlungen. 

2. Der Reiſende kann die Annahme des Gepäcks ſo lange verweigern, bis ſeinem Antrage auf Feſt⸗ 
ſtellung des behaupteten Schadens ſtattgegeben iſt. 

Vorbehalte bei der Annahme des Gepäcks find wirkungslos, wenn fie nicht von der Eifenbahn 
anerkannt ſind. 

3. Wenn einzelne der im Gepäckſchein verzeichneten Stücke bei der Auslieferung des Reiſegepäcks 
fehlen, ſo konn der Reiſende, ehe er die anderen annimmt, von der Eiſenbahn eine Beſcheinigung hier: 
über verlangen. 

4. Die Haftung der Eiſenbahn für gänzlichen Verluſt erliſcht, wenn das Gepäck nicht binnen ſechs 
Monaten nach der Ankunft des Zuges, mit dem es zu befördern war, auf dem Beſtimmungsbahnhof 
abgefordert wird; unberührt bleibt die Verpflichtung der Eiſenbahn, den Reiſenden auch ſpäter zu be— 
nachrichtigen, wenn das Gepäck wiedergefunden wird — ohne Rückſicht auf die Zeit des Wiederauf⸗ 
findens — und wenn es die zur Ermittlung der Anſchrift des Reiſenden nötigen Merkmale trägt. 


8 51 
Verjährung der Anſprüche aus dem Beförderungsvertrag 
1. Anſprüche aus dem Beförderungsvertrag verjähren mit Ablauf eines Jahres, wenn der ge- 
ſchuldete Betrag nicht bereits durch Anerkenntnis, Vergleich oder gerichtliches Urteil feſtgeſtellt 
worden iſt. 
Die Verjährungsfriſt beträgt indeſſen drei Jahre bei Anſprüchen wegen eines durch Vorſatz 
verurſachten Schadens oder wegen des im $ 45 erwähnten Falles des Betrugs. 
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2. Die Verjährung beginnt: 

a) bei Entſchädigungsanſprüchen wegen teilweiſen Verluſts, Beſchädigung oder verſpäteter Aus— 
lieferung — mit dem Tage der Auslieferung; 

b) bei Entſchädigungsanſprüchen wegen gänzlichen Verluſts, mit dem Tage, an dem die Ausliefe- 
rung hätte erfolgen ſollen; 

c) bei Anſprüchen auf Zahlung oder Rückerſtattung von Beförderungspreiſen und Nebengebühren 
oder von Zuſchlägen oder auf ihre Berichtigung bei unrichtiger Tarifanwendung oder bei 
Rechenfehlern — mit dem Tage der Zahlung der Beförderungspreiſe und Nebengebühren oder 
der Zuſchläge oder, wenn keine Zahlung ſtattgefunden hat, mit dem Tage, an dem ſie hätte 
erfolgen ſollen, und im Falle der Veräußerung des Gepäcks mit dem Tage der Veräußerung; 

d) bei Anſprüchen auf Zahlung eines von der Zollbehörde verlangten Zuſchlags mit dem Tage, 
an dem die Zollbehörde das Verlangen geſtellt hat. 

Der als Beginn der Verjährung bezeichnete Tag iſt in die Friſt nicht einbegriffen. 

3. Wenn der Reiſende eine ſchriftliche Reklamation nach § 46 bei der Eiſenbahn eingereicht hat, 
wird der Lauf der Verjährung gehemmt. Der Lauf der Verjährung beginnt wieder mit dem Tage, 
an dem die Eiſenbahn die Reklamation durch ſchriftlichen Beſcheid zurückgewieſen und die der Rekla⸗ 
mation beigefügten Belege zurückgegeben hat. 

Der Beweis des Eingangs der Reklamation oder der Erteilung des Beſcheids und der Rückgabe 
der Belegeobliegt demjenigen, der ſich auf bel: Tatſachen beruft. 

Weitere Reklamationen, die denſelben Anſpruch zum Gegenſtande haben, hemmen die Verjährung 
nicht. 

4. Außer den oben genannten Fällen werden die Hemmung und Unterbrechung der Verjährung 
durch die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen geregelt. 


8 52 
Unzuläſſigkeit der Geltendmachung erloſchener oder verjährter Anſprüche 


Anſprüche, die nach 88 50 und 51 erloſchen oder verjährt ſind, können nicht im Wege der Wider— 
klage oder der Einrede geltend gemacht werden. 


8 53 


Rückgriff bei Entſchädigung für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt für Beſchädigung und für verſpätete 
Auslieferung 


1. Hat eine Eiſenbahn auf Grund der Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung eine Entſchädigung 
für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt, oder für Beſchädigung oder für verſpätete Auslieferung des 
Reiſegepäcks geleiſtet, ſo ſteht ihr der Rückgriff gegen die an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen 
nach folgenden Beſtimmungen zu: 

a) die Eiſenbahn, die den Schaden verurſacht hat, haktet ausſchließlich dafür; 

b) haben mehrere Eiſenbahnen den Schaden verurſacht, ſo haftet jede Eiſenbahn für den von 
ihr verurſachten Schaden. Iſt eine ſolche Ausſcheidung nach den Umſtänden des Falles nicht 
möglich, ſo beſtimmen ſich die Anteile der Eiſenbahnen an der Entſchädigung nach den Grund⸗ 
ſätzen unter c); 

c) wenn nicht nachgewieſen werden kann, daß eine oder mehrere Eiſenbahnen den Schaden ver- 
urſacht haben, ſo haften ſämtliche an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen mit Ausnahme 
derjenigen, die beweiſen, daß der Schaden nicht auf ihren Strecken verurſacht worden iſt; die 
Verteilung erfolgt nach Verhältnis der Tarifkilometer. 

2. Bei Zahlungsunfähigkeit einer dieſer Eiſenbahnen wird der auf ſie entfallende, aber von ihr 

nicht bezahlte Anteil unter alle anderen an der Beförderung beteiligten Eiſenbahnen nach Verhältnis 
der Tarifkilometer verteilt. 


Titel IV 
Erprefgutbefürderung 
8 54 
Begriff des Expreßguts. Von der Beförderung ausgeſchloſſene Gegenſtände 


1. Gegenſtände, die ſich zur Beförderung im Packwagen eignen, werden auf Grund dieſer Vor⸗ 
ſchriften und der Tarifbeſtimmungen zur Beförderung als Expreßgut mit den dem Perſonenverkehr 
dienenden Zügen angenommen. 

2. Von der Beförderung als Expreßgut ſind dieſelben Gegenſtände ausgeſchloſſen, die von der 
Beförderung als Gepäck nach den Beſtimmungen des $ 28 dieſer Verkehrsordnung ausgeſchloſſen 
ſind. 

3. Wird von der Eiſenbahn feſtgeſtellt, daß zur Beförderung Gegenſtände angenommen wur⸗ 
den, die von der Beförderung als Expreßgut ausgeſchloſſen ſind, ſo iſt ſie verpflichtet, mangels 
anderer geſetzlichen Beſtimmungen den Abſender zur Rücknahme der Sendung aufzufordern. Ver⸗ 
fügt der Abſender nicht innerhalb von 8 Tagen, gerechnet vom Tage der Abſendung des Benach— 
richtigungsſchreibens, wird von der Eiſenbahn nach den Beſtimmungen des $ 64 Ziff. 5 und 6 ver⸗ 
fahren. 

8 55 
Abfertigung von Expreßgut. Expreßgutſchein. Beförderung 


1. Expreßgut iſt bei den Gepäckabfertigungſtellen in der für dieſe Sendungen beſtimmten und 
durch Aushang auf den Bahnhöfen bekanntgemachten Zeit aufzugeben. 

2. Mit jeder Sendung hat der Abſender einen Expreßgutſchein zu überreichen, der von der Eiſen⸗ 
bahn hergeſtellt und am Bahnhof gegen die im Tarif bezeichnete Gebühr zu erhalten iſt. Das Muſter 
des Expreßgutſcheins iſt im Tarif vorgeſehen. 

3. Die ſtark umrahmten Teile des Expreßgutſcheins werden von der Eiſenbahn ausgefüllt, die 
übrigen vom Abſender. Wird auf Verlangen des Abſenders der Expreßgutſchein durch Eiſenbahnbe⸗ 
dienſtete ausgefüllt, ſo wird hierfür die im Tarif feſtgeſetzte Gebühr erhoben. 

4. Der Expreßgutſchein iſt in deutſcher oder in polniſcher Sprache deutlich mit Tinte oder mit 
Druck auszufüllen. Expreßgutſcheine mit abgeänderten oder radierten Eintragungen werden von der 
Eiſenbahn nicht abgenommen. Durchſtreichungen ſind nur zuläſſig, wenn der Abſender ſie mit ſeiner 
Unterſchrift anerkennt; Anderungen betreffend Zahl oder Gewicht der Stücke müſſen in Buchſtaben 
nachgetragen werden. 

5. Der Abſender hat im Expreßgutſchein einzutragen: 

a) den Ort und Tag der Ausſtellung des Expreßgutſcheins; 

b) den Beſtimmungsbahnhof mit der im Tarif vorgeſehenen Bezeichnung, mit allen näheren 
Angaben, die notwendig ſind, um die Beförderung der Sendung nach einem anderen Bahn⸗ 
hof desſelben Ortes oder nach einem anderen gleich oder ähnlich benannten Orte auszu⸗ 
ſchließen. 

c) den Empfänger und Delen genaue Anſchrift. 

d) die Stückzahl, Art der Verpackung und den Inhalt der Sendung. 

e) das genaue Verzeichnis der beigeſchloſſenen, durch die Zoll-, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ 
oder ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften vorgeſchriebenen Begleitpapiere; 

f) den Abſender nebſt ſeiner Unterſchrift und Adreſſe; die Unterſchrift des Abſenders kann 

aufgedruckt oder aufgeſtempelt werden. 

Außerdem kann der Abſender in den dafür vorgeſehenen Spalten des Expreßgut⸗ 
ſcheins angeben: 
den Beförderungsweg; wenn dieſer nicht angegeben iſt, wählt die Eiſenbahn den Weg, den 
ſie als den günſtigſten für den Abſender betrachtet; für die Folgen dieſer Wahl haftet die 
Eiſenbahn nur dann, wenn ihr Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit nachgewieſen wird; 

h) den Zug, mit dem die Sendung zu befördern iſt (ſiehe Ziff. 10); 

i) das Intereſſe an der Lieferung (8 68); 

j) die Höhe der auf der Sendung haftenden Nachnahme und gegebenenfalls auch den Vor⸗ 
und Zunamen, ſowie die genaue Anſchrift des Empfängers des Nachnahmebetrags (8 61); 
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Kl das Verlangen „bahnlagernd“ ($ 59, Ziff. 2); 
J) andere in dieſer Verkehrsordnung oder in den Tarifen vorgeſehene Erklärungen. 

Erklärungen, die weder in dieſer Verkehrsordnung, noch in den Tarifen vorgeſehen ſind, dürfen 
in den Expreßgutſcheinen nicht eingetragen werden, desgleichen dürfen keine in dieſer Verkehrsord⸗ 
nung oder in den Tarifen nicht aufgeführten Begleitpapiere beigeſchloſſen werden. Für ſolche Ein⸗ 
tragungen bezw. beigegebenen Begleitpapiere übernimmt die Eiſenbahn keine Verantwortung. 

6. Die Perſon, welche die Sendung der Eiſenbahn zur Beförderung übergibt, wird als vom 
Abſender ermächtigt erachtet, im Expreßgutſchein Anderungen und Ergänzungen zu machen, im Namen 
des Abſenders Erklärungen abzugeben ſowie alle zum Abſchluß des Beförderungsvertrags erforder⸗ 
lichen Verrichtungen vorzunehmen. 

7. Der Beförderungsvertrag gilt mit dem Zeitpunkt als abgeſchloſſen, in dem der Aufgabe⸗ 
bahnhof die Sendung nebſt dem Expreßgutſchein zur Beförderung angenommen hat. Als Beweis 
der Annahme verſieht der Verſandbahnhof den Expreßgutſchein, nachdem der Abſender die Beför⸗ 
derungs⸗ und Nebengebühren entrichtet hat, mit dem Datumſtempel. 

Dem Abſender wird nach erfolgter Annahme eine Aufgabebeſcheinigung ausgehändigt. 

8. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, bei der Annahme der Sendung das Gewicht gebührenfrei feſt⸗ 
zuſtellen und das Wiegeergebnis im Expreßgutſchein zu vermerken. Dem Abſender oder deſſen Beauf⸗ 
tragten ſteht es frei, der Feſtſtellung des Gewichts beizuwohnen. 

9. Expreßgut wird mit den dem Perſonenverkehr dienenden Zügen befördert. Züge, mit denen 
die Beförderung von Expreßgut beſchränkt oder ausgeſchloſſen iſt, ſind von der Eiſenbahn auf den 
Bahnhöfen durch Aushang bekanntzumachen. 

10. Wird bei der Aufgabe der Zug, mit dem das Expreßgut abbefördert werden ſoll, vom Ab⸗ 
ſender nicht bezeichnet, ſo iſt es mit dem nächſten geeigneten Zuge zu befördern. 

Das Verlangen auf Abbeförderung der Sendung mit einem beſtimmten Zuge wird nach Mög⸗ 
lichkeit berüdjichtigt, wenn die Sendung ſpäteſtens eine Stunde vor Abgang des betreffenden Zuges 
aufgeliefert wurde. 

Die Vorſchriften des zweiten und des dritten Abſchnittes der Ziff. 8 des $ 31 dieſer Verkehrs⸗ 
ordnung finden ſinngemäße Anwendung. 

11. Die Tarife können für gewiſſe zur Beförderung als Expreßgut aufgelieferte Gegenſtände 
eine andere als die oben gekennzeichnete Abfertigungsart vorſehen. 


§ 56 
Haftung für die Angaben im Erpreßgutſchein. Zuſchläge 

1. Der Abſender haftet für die Richtigkeit der von ihm in den Expreßgutſchein aufgenommenen 
Angaben und Erklärungen und trägt alle Folgen, die durch unrichtige, ungenaue, unvollſtändige An⸗ 
gaben oder Erklärungen entſtehen oder, wenn dieſe nicht an der für ſie vorgeſehenen Stelle des Ex⸗ 
preßgutſcheins eingetragen ſind. Dieſe Haftung trägt der Abſender auch dann, wenn auf ſein Verlangen 
der Expreßgutſchein von Eiſenbahnbedienſteten ausgeſtellt wird (ebe $ 8 zweiter Abſatz). 

2. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, die Übereinftimmung des Inhalts der Sendung mit den im 
Expreßgutſchein vom Abſender gemachten Erklärungen jederzeit zu prüfen. 

3. Wenn die im Expreßgutſchein eingetragenen Angaben ſich als unrichtig erweiſen, ſo erhebt 
die Eiſenbahn für die Feſtſtellung des Inhalts der Sendung die hierdurch entſtandenen Koſten. 

4. Findet die Feſtſtellung des Inhalts auf dem Verſandbahnhof ſtatt, ſo iſt der Abſender, findet 
ſie auf dem Beſtimmungsbahnhof ſtatt, der Empfänger einzuladen, ihr beizuwohnen, wenn ſie nicht 
aus Anlaß der öffentlichen Sicherheit vorgenommen wird. Erſcheint der Beteiligte nicht, oder findet 
die Feſtſtellung unterwegs ſtatt, ſo ſind zwei Zeugen hinzuzuziehen, die nicht dem Eiſenbahnperſonal 
angehören. 

5. Bei unrichtiger Angabe des Inhalts der Sendung iſt neben der Nachzahlung des etwaigen 
Frachtunterſchieds und der etwaigen Scha denserſatzleiſtung — abgeſehen von den ſtrafrechtlichen Folgen 
— ein Zuſchlag zu zahlen. j 

Dieſer Zuſchlag wird erhoben: 

a) für die im $ 28 Ziff. 5 (5) genannten und nach den Vorſchriften des $ 54 Ziff. 4 von der 
Beförderung ausgeſchloſſenen Gegenſtände — in der im § 29 Ziff. Za und b) vorgeſehenen 
Höhe; 


b) für alle anderen im $ 28 Ziff. 5 (1) bis (4) genannten und nach den Beſtimmungen des 
§ 54 Ziff. 2 von der Beförderung als Expreßgut ausgeſchloſſenen Gegenſtände — in der 
Höhe der doppelten Expreßgutfracht, mindeſtens jedoch bei jedem Expreßgutſchein 10 Gulden; 

c) in allen anderen Fällen, wo die unrichtige Inhaltsangabe eine Frachthinterziehung herbei⸗ 
führen konnte — in der Höhe des doppelten Frachtunterſchieds; dieſer Zuſchlag muß min⸗ 
deſtens 2 Gulden betragen, ſelbſt dann, wenn keine Frachthinterziehung vorliegt. 


6. Die in Ziff. 3 erwähnten Beträge, wenn ſie an Ort und Stelle nicht entrichtet worden ſind, 
ſowie die in Ziff. 5 verzeichneten Beträge belaſten die Sendung. 
Wird die Annahme der Sendung von dem Empfänger verweigert, ſo ſind dieſe Koſten und Zu⸗ 
ſchläge durch den Abſender zu bezahlen. 
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Zuſtand der Sendung. Verpackung 


1. Nimmt die Eiſenbahn ein Gut zur Beförderung an, das offentſichtlich Spuren von Beſchädi⸗ 
gungen aufweiſt, jo kann fie verlangen, daß der Abſender den Zuſtand des Gutes im Expreßgutſchein 
entſprechend beſcheinigt. Für den hierdurch entſtandenen Schaden haftet der Abſender der Eiſenbahn 
gegenüber. 


2. Der Abſender hat das Gut, wenn ſeine Beſchaffenheit einer Verpackung bedarf, zum Schutze 
gegen gänzlichen oder teilweiſen Verluſt oder gegen Beſchädigung während der Beförderung ſowie 
zur Verhütung einer Beſchädigung von Perſonen, Betriebsmitteln oder anderer Sendungen ſicher zu 
verpacken. 


3. Iſt der Abſender der Vorſchrift der obigen Ziff. 2 nicht nachgekommen, ſo kann die Eiſen⸗ 
bahn entweder die Annahme des Gutes zur Beförderung verweigern oder verlangen, daß der Abſender 
das Fehlen oder den mangelhaften Zuſtand der Verpackung unter genauer Beſchreibung derſelben im 
Expreßgutſchein anerkennt. 


4. Der Abſender haftet für die Folgen der im Expreßgutſchein anerkannten fehlenden oder man⸗ 
gelhaften Verpackung und für dadurch entſtandenen Schaden ſowie für die Folgen der äußerlich nicht 
erkennbaren Mängel an der Verpackung. Der Abſender haftet auch für äußerlich erkennbare Mängel 
an der Verpackung, ſelbſt wenn ſie im Expreßgutſchein nicht anerkannt ſind, ſoweit das Vorhandenſein 
dieſer Mängel bei der Annahme zur Beförderung von der Eiſenbahn nachgewieſen wird. 

5. Der Abſender muß jedes einzelne Stück der Sendung in lateiniſchen Buchſtaben mit der ge⸗ 
nauen und leſerlichen Anſchrift des Empfängers ſowie mit dem Namen des Verſand⸗ und Beſtimmungs⸗ 
bahnhofs verſehen. Die derart nicht gekennzeichneten Sendungen können von der Eiſenbahn zurück⸗ 
gewieſen werden. 

6. Der Abſender hat alte Bezettelungen, Anſchriften und andere Bezeichnungen, die von früheren 
Beförderungen herrühren, zu entfernen oder unleſerlich zu machen. 

Werden auf Verlangen des Abſenders dieſe Verrichtungen von der Eiſenbahn ausgeführt, ſo wird 
hierfür die im Tarif feſtgeſetzte Gebühr erhoben. 
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Begleitpapiere und Abfertigung durch die Zoll-, Steuer⸗, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen 
Verwaltungsbehörden 


1. Der Abſender iſt verpflichtet, dem Expreßgutſchein alle Begleitpapiere beizugeben, die zer Er⸗ 
füllung der Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften er- 
forderlich ſind. 

Der Abſender haftet der Eiſenbahn gegenüber, ſofern ihr kein Verſchulden zur Laſt fällt, für alle 
Folgen, die aus dem Fehlen, der Unzulänglichkeit oder Unrichtigkeit dieſer Papiere, ſowie für alle 
Schäden, welche infolge Nichtbeachtung der Vorſchriften der zuſtändigen Behörden durch den Abſender 
entſtanden ſind. 

Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die beigegebenen Papiere auf ihre Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit zu prüfen. 

2. Die Zoll-, Steuer-, Finanz-, Polizei⸗ und ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften 
werden, ſolange ſich die Sendung unterwegs befindet, von der Eiſenbahn erfüllt. Die Eiſenbahn darf 
für dieſe Verrichtungen die in den Tarifen feſtgeſetzten Gebühren erheben. 
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§ 59 


Die Eiſenbahn kann dieſe Verrichtungen durch eigene Stellen ausführen oder ſie unter eigener 
Verantwortlichkeit einem Kommiſſionär übertragen. In beiden Fällen hat die Eiſenbahn die Ver⸗ 
pflichtungen eines Kommiſſionärs. Die Beſtimmungen des $ 32 Ziff. 2 finden finngemäße An⸗ 
wendung. 

8 59 
Auslieferung. 

1. Der Empfänger it berechtigt, auf dem Beſtimmungsbahnhof nach Entrichtung der im Ex⸗ 
preßgutſchein verzeichneten Gebühren die Auslieferung der Expreßgutſendung während der für die 
Auslieferung der Expreßgutſendungen vorgeſehenen und durch Aushang auf den Bahnhöfen bekannt⸗ 
gegebenen Stunden nach Ablauf der Lieferfriſt zu verlangen. 

Die Lieferfriſt erliſcht nach Ankunft des Zuges, mit dem die Sendung gemäß 8 55 Ziff. 10 von 
der Eiſenbahn zu befördern war und nach Ablauf der zur ordnungsmäßigen Bereitſtellung und gege⸗ 
benenfalls zur Abfertigung durch die Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen Verwaltungs- 
behörden erforderlichen Zeit. 

Der Empfang der Sendung iſt durch den Empfänger im Expreßgutſchein, der bei der Eiſenbahn 
bleibt, zu beſtätigen. 

In den Fällen, in welchen die Benachrichtigung von der Ankunft der Sendung unterbleibt (vergl. 
Abs. 2 der Ziff. 2), wird die Sendung von der Eiſenbahn dem im Expreßgutſchein namhaft ge⸗ 
machten Empfänger, der ſich auf Verlangen der Bahn zu legitimieren hat, ausgehändigt. 

2. Meldet ſich der Empfänger zur Empfangnahme der Sendung nicht innerhalb der entipre- 
chenden Zeit nach Ankunft des Zuges, jo hat die Eiſenbahn über den Eingang der Sendung inner⸗ 
halb von drei Stunden nach Ankunft des Zuges eine Benachrichtigung abzuſenden. Über die nach 
15 Uhr eingegangenen Sendungen, ſind Benachrichtigungen ſpäteſtens am nächſten Tage innerhalb 
von zwei Stunden nach Dienſtbeginn abzuſenden. 

Die Benachrichtigung von der Ankunft der Expreßgutſendungen unterbleibt, wenn vom Abſender 
im Expreßgutſchein der Vermerk „bahnlagernd“ gemacht und die Benachrichtigung des Empfängers 
vom Abſender nicht ausdrücklich verlangt wurde, wenn der Empfänger auf die Benachrichtigung ſchrift⸗ 
lich verzichtet hat, wenn von der Eiſenbahn bahnamtliche Zufuhr dieſer Sendungen nach den Woh⸗ 
nungen der Empfänger eingeführt iſt oder ſchließlich, wenn die Benachrichtigung nicht möglich war. 

3. Die Benachrichtigung des Empfängers von der Ankunft des Gutes geſchieht nach dem Ermeſſen 
der Eiſenbahn durch die Poſt, durch Telegramm, durch Fernſprecher oder ſchriftlich durch beſonderen 
Boten. Die Ausfertigung der Benachrichtigung geſchieht koſtenlos; für die Zuſtellung der Benachrich— 
tigung darf die Eiſenbahn die Erſtattung der in den Tarifen feſtgeſetzten Selbſtkoſten verlangen. 

4. Die Benachrichtigung gilt als bewirkt nach Ablauf von 12 Stunden vom Zeitpunkt der Ein- 
lieferung der eingeſchriebenen Benachrichtigung bei der Poſt, nach Ablauf von drei Stunden nach 
Aufgabe des Telegramms, bei Benachrichtigung durch den Fernſprecher mit dem Zeitpunkt der Auf- 
gabe der Benachrichtigung und bei Benachrichtigung durch den Boten mit dem Zeitpunkt der Aus- 
händigung. 

5. Der Bote hat die Benachrichtigung dem Empfänger oder einer ermächtigten Perſon, bei ihrer 
Abweſenheit hat er ſie in der Wohnung (Geſchäftsraum) einem erwachſenen Hausmitglied „dem Mit⸗ 
inhaber oder einem beim Empfänger beſchäftigten Angeſtellten einzuhändigen. Die Zuſtellung iſt vom 
Empfangenden durch Unterſchrift mit Angabe des Tages und der Stunde der Annahme der Benach— 
richtigung zu beſtätigen. 

6. Wenn der Empfänger vom Eingang der Sendung benachrichtigt iſt, wird zur Einlöſung des 
Expreßgutſcheins und zur Annahme der Expreßgutſendung jeder als berechtigt angeſehen, der die vom 
Empfänger mit der Empfangsbeſtätigung verſehene Benachrichtigung der Eiſenbahn vorzeigt. Die 
Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die Identität der Perſon des Empfängers oder die Echtheit ſeiner 
Unterſchrift zu prüfen. 

7. Erfolgt die Abnahme der Sendung nicht binnen 24 Stunden vom Zeitpunkt der Benachrich⸗ 
tigung über ihre Ankunft (Ziff. 5), ſo wird von der Eiſenbahn für die Aufbewahrung die im Tarif 
feſtgeſetzte Gebühr erhoben. Wenn der Abſender im Expreßgutſchein die Angabe „bahnlagernd“ ge⸗ 
macht hat und die Benachrichtigung des Empfängers vom Abſender nicht ausdrücklich verlangt wurde, 
oder wenn der Empfänger auf die Benachrichtigung ſchriftlich verzichtet hat, oder wenn die Benachrich⸗ 
tigung nicht möglich war, beginnt die Abnahmefriſt vom Zeitpunkt der Bereitſtellung der Sendung 
zur Abnahme. 


8. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, Expreßgutſendungen ſelbſt oder durch bahnamtlich beſtellte 
Rollfuhrunternehmer den Empfängern ins Haus zuzuſtellen und hierfür die durch Aushänge auf den 
Bahnhöfen bekanntgegebene Gebühr zu erheben. 


Auf Bahnhöfen, wo die Zufuhr der Expreßgutſendungen eingerichtet iſt, iſt eine entſprechende Be⸗ 
kanntmachung auszuhängen. Die mit der Zuſtellung betrauten Perſonen gelten als Bahnbedienſtete 
im Sinne des $ 8 dieſer Verkehrsordnung. 

Die die Zuſtellung ausführenden Bedienſteten haben den für die Zuſtellung geltenden Gebühren⸗ 
tarif bei ſich zu tragen und auf Verlangen vorzuzeigen. 


Auf Bahnhöfen, wo bahnamtliche Zufuhr ins Haus eingerichtet iſt, iſt der Empfänger berechtigt, 
ſeine Sendungen ſelbſt abzuholen, oder ſie durch einen anderen als den von der Eiſenbahn beſtellten 
Rollfuhrunternehmer abholen zu laſſen. Will der Empfänger von der bahnamtlichen Zufuhr ins Haus 
keinen Gebrauch machen, ſo hat er hiervon vor Ankunft der Sendung den Beſtimmungsbahnhof 
ſchriftlich zu benachrichtigen. 


Die Eiſenbahn jtellt die Sendungen ins Haus auch dann nicht zu, wenn der Abſender im Ex- 
preßgutſchein die Angabe „bahnlagernd“ gemacht hat. 


Die dem Empfänger ins Haus zugeſtellte Sendung kann die Eiſenbahn auch ſeinem Hausgenoſſen, 
Mitinhaber oder Angeſtellten ausliefern. 


Die Friſten, innerhalb deren die bahnamtliche Zuführung der Sendungen ins Haus erfolgt, ſind 
im Tarif oder durch Aushänge auf den Bahnhöfen bekannt zu machen. 


9. Bei Auslieferung von Expreßgutſendungen wird dem Empfänger der für ihn beſtimmte Ab⸗ 
ſchnitt des Expreßgutſcheins verabfolgt. 
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Zahlung der Beförderungsgebühren. Anrichtige Berechnung der Beförderungsgebühren 


1. Die Beförderungspreiſe ſowie die Nebengebühren ſind bei der Auflieferung zu entrichten. Die 
unterwegs oder auf dem Beſtimmungsbahnhof entſtandenen Beförderungspreiſe, Nebengebühren ſowie 
Barauslagen belaſten die Sendung und werden vom Empfänger erhoben. 


2. Zur Erſtattung von Mehr- und Minderbeträgen aus dem Beförderungsvertrag finden bei 
Expreßgutſendungen die Beſtimmungen des $ 25 Ziff. 1 und 2 dieſer Verkehrsordnung ſinngemäße 
Anwendung. 

Zur Bezahlung der zu wenig erhobenen Gebühren iſt verpflichtet und zur Empfangnahme der 
Mehrgebühren it berechtigt der Abſender oder Empfänger, je nachdem wer von ihnen die Zahlung ge⸗ 
leiſtet hat. 
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Nachnahmen 


1. Der Abſender kann die Expreßgutſendung bis zur Höhe ihres Wertes mit Nachnahme be⸗ 
laſten. Der Aufgabebahnhof iſt berechtigt, in zweifelhaften Fällen vom Abſender die Beibringung 
eines Nachweiſes über den Wert der Sendung zu verlangen. Der Nachnahmebetrag kann nur in der 
Landeswährung angegeben werden. Hiervon können die Tarife Ausnahmen vorſehen ſowie den Min⸗ 
deſt⸗ und den Höchſtbetrag der Nachnahme beſtimmen. 

2. Den Betrag der Nachnahme hat der Abſender im Expreßgutſchein in der hierfür vorgeſehenen 
Spalte mit Buchſtaben einzutragen. 

3. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, den Nachnahmebetrag zur Auszahlung erſt dann zu überweiſen, 
wenn ſie den betreffenden Betrag vom Empfänger erhalten hat. 

4. Sit die Sendung dem Empfänger ohne Einziehung der Nachnahme ausgeliefert, jo hat die 
Eiſenbahn dem Abſender den Schaden bis zur Höhe des Nachnahmebetrags zu erſetzen. In dieſem 
Falle hat die Eiſenbahn das Rückgriffsrecht gegen dem Empfänger. 

Für die Belaſtung der Sendung mit Nachnahme iſt die Eiſenbahn berechtigt, die im Tarif vor⸗ 
geſehene Gebühr (Proviſion) zu erheben. Beim Zurückziehen der Nachnahme (§ 62 Ziff. Id) wird 
die erhobene Gebühr nicht erſtattet. 

Die vom Nachnahmebetrag der Eiſenbahn zuſtehende Proviſion wird im voraus vom Abſender 
erhoben. Die Poſtgebühr für die Überweiſung der Nachnahme wird bei der Auslieferung der Sen⸗ 
dung vom Empfänger erhoben. 
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8 62 
Recht zur Abänderung des Beförderungsvertrags. Ausführung der nachträglichen Verfügungen. 

1. Der Abſender allein hat das Recht, den Beförderungsvertrag durch nachträgliche Verfügung 
abzuändern, in der er verlangen kann, daß: 

a) die Sendung ihm auf dem Verſandbahnhof zurückgegeben, 

b) die Auslieferung der Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof ausgeſetzt, 

c) die Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof an eine andere Perſon ausgeliefert, 

d) die Sendung ohne Erhebung der Nachnahme ausgeliefert, 

e) die Sendung nach einem anderen Bahnhof abgeſandt und dort 

1. dem im Expreßgutſchein angegebenen Empfänger oder 
2. einer anderen Perſon ausgeliefert, 

) die Sendung nach dem Verſandbahnhof zurückbefördert 

werden ſoll. 

2. Nachträgliche Verfügungen anderen Inhalts ſind unzuläſſig. 

3. Die nachträgliche Verfügung kann ſich nicht auf einen Teil, ſondern muß ſich auf die ganze 
Sendung beziehen. 

4. Der Abſender hat die nachträgliche Verfügung in Form einer ſchriftlichen Erklärung nach 
dem im Tarif bezeichneten bahnamtlich hergeſtellten Vordruck auf dem Verſandbahnhof abzugeben 
und dieſe mit feiner Unterſchrift zu verſehen. Bei der Ausfertigung der nachträglichen Verfügungen 
ſind die Beſtimmungen des 8 55 über Ausſtellung des Expreßgutſcheins zu befolgen. Alle nachträg⸗ 
lichen Verfügungen des Abſenders betreffend Abänderung des Beförderungsvertrags, die in einer 
anderen, als in der oben vorgeſchriebenen Form abgegeben ſind, werden als nichtig angeſehen. 

5. Bei nachträglicher Verfügung hat der Abſender dem Verſandbahnhof die Aufgabebeſcheinigung, 
in welcher der Inhalt der Verfügung einzutragen iſt, vorzulegen. Der Verſandbahnhof beſtätigt den 
Empfang der nachträglichen Verfügung mit dem Datumſtempel in der Aufgabebeſcheinigung unter dem 
eingetragenen Inhalt der Verfügung und gibt die Aufgabebeſcheinigung dem Abſender zurück. 

6. Die Eiſenbahn berückſichtigt nur ſolche Verfügungen des Abſenders, die ſie durch Vermittlung 
des Verſandbahnhofs erhalten hat. 

Auf Verlangen des Abſenders benachrichtigt der Verſandbahnhof den Beſtimmungsbahnhof oder \ 
den Bahnhof, wo die Sendung angehalten wurde, telegraphiih von der nachträglichen Verfügung. 
Die Telegrammkoſten bezahlt der Abſender. Der Inhalt des Telegramms it ſchriftlich in der in Ziff. A 
vorgeſchriebenen Weiſe zu wiederholen. Bis zur Ankunft der ſchriftlichen Verfügung darf der Beſtim⸗ 
mungsbahnhof oder der Bahnhof, wo die Sendung angehalten wurde, dem Empfänger weder den 
Expreßgutſchein noch die Sendung ausliefern, noch die Sendung weiter verſenden. 

7. Der Abſender verliert das Recht zur Abgabe nachträglicher Verfügungen mit dem Zeitpunkt 
der Annahme der Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof durch den Empfänger. 

8. Die Eiſenbahn kann die Ausführung der in Ziff. 1 vorgeſehenen nachträglichen Verfügungen 
nur in nachſtehenden Fällen verweigern oder hinausſchieben bzw. die Verfügung auf eine andere 
Weiſe ausführen, wenn: 

a) die Ausführung der nachträglichen Verfügung zur Zeit der Einreichung nicht mehr mög⸗ 
lich iſt; 

b) die Ausführung der Verfügung Schwierigkeiten in dem regelmäßigen Beförderungsdienſt 
verurſachen könnte; 

c) die nachträgliche Verfügung den Beſtimmungsbahnhof anbetrifft und der Ausführung dieſer 
Verfügung geſetzliche Beſtimmungen oder andere, insbeſondere die Zoll-, Steuer-, Finanz⸗, 
Polizei- oder ſonſtigen verwaltungsbehördlichen Vorſchriften entgegenſtehen; 

d) wenn die Verfügung die Anderung des Beſtimmungsbahnhofs oder die Rückbeförderung der 
Sendung auf den Verſandbahnhof anbetrifft und die Beförderungsgebühren bis zum neuen 
Beſtimmungsbahnhof oder bis zum Verſandbahnhof nicht im voraus bezahlt oder ſicher⸗ 
geſtellt ſind. 

In dieſen Fällen hat die Eiſenbahn den Abſender von den Hinderniſſen in der Ausführung der 
nachträglichen Verfügung unverzüglich zu benachrichtigen. 


Wenn die Eiſenbahn dieſe Hinderniſſe nicht vorausſehen konnte, trägt der Abſender alle Folgen, 
die ſich daraus ergeben, daß die Eiſenbahn die nachträgliche Verfügung auszuführen begonnen hat. 

9. Hat der Abſender die Auslieferung der Sendung auf einem Unterwegsbahnhof verfügt, ſo 
wird der Beförderungspreis nach dem vom Verſandbahnhof bis zu dieſem Unterwegsbahnhof geltenden 
Tarif erhoben. 

Hat der Abſender die Rückſendung des Gutes nach dem Verſandbahnhof verfügt, ſo wird der 
Beförderungspreis folgendermaßen berechnet: 

a) bis zum Bahnhof, wo die Sendung angehalten worden ift, nach dem vom Verſand⸗ bis 
zum Anhaltebahnhof geltenden Tarif; 

b) vom Anhalte⸗ bis zum Verſandbahnhof — nach dem vom Verſand⸗ bis zum Anhalte⸗ 
bahnhof geltenden Tarif. 

Hat der Abſender verfügt, daß die Sendung nach einem anderen Beſtimmungsbahnhof abge⸗ 
ſandt werde, wird der Beförderungspreis wie folgt berechnet: 

a) für die Strecke bis zum Bahnhof, wo die Sendung aufgehalten worden iſt, nach dem vom 
Verſand⸗ bis zum Anhaltebahnhof geltende Tarif; 

b) für die Strecke vom Anhalte⸗ bis zum neuen Beſtimmungsbahnhof — nach dem vom 
Anhalte- bis zum neuen Beſtimmungsbahnhof geltenden Tarif. 

10. Hat der Abſender das Ausſetzen der Auslieferung der Sendung auf dem Beſtimmungsbahn⸗ 
hof verfügt, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, für das Zurückhalten der Sendung über 8 Stunden hinaus 
die im Tarif vorgeſehene Gebühr für Aufbewahrung zu erheben. 

11. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, wenn die nachträgliche Verfügung nicht durch ihr Verſchulden 
veranlaßt iſt, neben den nach Ziff. 9 dieſes Paragraphen berechneten Beförderungspreiſen ſowie Ne⸗ 
bengebühren und Barauslagen auch die im Tarif vorgeſehene Gebühr für die aus einer nachträg⸗ 
lichen Verfügung ſich ergebenden Verrichtungen zu erheben. 


8 63 
Beförderungshinderniſſe 

1. Wird der Beginn oder die Fortſetzung der Beförderung einer angenommenen Sendung ver- 
hindert, ſo hat die Eiſenbahn, wenn es möglich iſt, die Sendung auf einem anderen Wege bis zum 
Beſtimmungsbahnhof zu bringen und ſie auf dieſem Wege ohne Erhebung irgendwelcher Mehrgebühren 
für den tatſächlich benutzten längeren Weg zu befördern. Der Eiſenbahn ſtehen in dieſem Falle Liefer⸗ 
friſten, die dem benutzten Beförderungswege entſprechen, zu, ſelbſt wenn ſie länger ſind, als die⸗ 
jenigen des urſprünglichen Weges. 

2. Wenn kein anderer Beförderungsweg vorhanden oder die Ausführung der Beförderung aus 
anderen Gründen unmöglich it, wendet ſich die Eiſenbahn an den Abſender ohne Vermittlung des Ver⸗ 
ſandbahnhofs, um Anweiſung. 

3. Der Abſender kann auf die Benachrichtigung von einem Beförderungshindernis hin vom Ver⸗ 
trag zurücktreten, muß aber der Eiſenbahn, ie nach Lage des Falles entweder den Beförderungspreis 
für die bereits zurückgelegte Strecke oder die Koſten für die Vorbereitung zur Beförderung, ſowie alle 
ſonſtigen in den Tarifen vorgeſehenen Koſten bezahlen, es ſei denn, daß die Eiſenbahn ein Verſchulden 
trifft. 

4. Anweiſungen des Abſenders, die nicht durch Vermittlung des Verſandbahnhofs gegeben 
werden, werden nicht befolgt. 

5. Erteilt der Abſender auf die Benachrichtigung von einem Beförderungshindernis hin keine 
ausführbare Anweiſung, In iſt mit der Sendung nach den für Ablieferungshinderniſſe geltenden Be⸗ 
ſtimmungen zu verfahren (§ 64). 

6. Wenn das Beförderungshindernis vor dem Eintreffen einer Anweiſung des Abſenders weg⸗ 
fällt, ſo iſt die Sendung nach dem Beſtimmungsbahnhof weiterzubefördern, ohne daß Anweiſungen 
abgewartet werden, und der Abſender hiervon ohne Verzug zu benachrichtigen. 


Ss 64 
Ablieferungshinderniſſe 
1. Iſt der Empfänger nicht zu ermitteln, verweigert er die Annahme der Sendung oder holt er 
ſie binnen 3 Tagen nicht ab oder ergibt ſich ein ſonſtiges Ablieferungshindernis, jo hat der Be⸗ 
ſtimmungsbahnhof den Abſender, ohne Vermittlung des Verſandbahnhofs, von dem Ablieferungs⸗ 
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5 64 Hindernis zu benachrichtigen und um ſeine Anweiſung zu erſuchen. Die vorgenannte Friſt von 3 Tagen 


zählt vom Zeitpunkt der bewirkten Benachrichtigung über die Ankunft der Sendung. Wird der 
Empfänger über die Ankunft der Sendung nicht benachrichtigt, ſo zählt dieſe Friſt vom Zeitpunkt 
der Ankunft des Zuges, mit dem die Sendung befördert wurde. Die Beſtimmungen des § 63, Ziff. 4 
finden ſinngemäße Anwendung. 


2. Der Abſender kann im Expreßgutſchein vorſchreiben, daß bei Ablieferungshinderniſſen ihm die 
Sendung ohne vorherige Benachrichtigung zurückgeſandt werde. 
In keinem anderen Falle darf die Sendung dem Abſender ohne ſein ausdrückliches Einverſtändnis 


zurückgeſandt werden. ECH 


Der Abſender hat bei ſolcher Vorſchreibung im Expreßgutſchein auf Verlangen der Eiſenbahn die 
Koſten der Rückbeförderung der Sendung nach dem Verſandbahnhof ſicherzuſtellen. 


3. Der Abſender kann im Expreßgutſchein auch vorſchreiben, daß bei Ablieferungshinderniſſen die 
Sendung auf dem Beſtimmungsbahnhof einer anderen Perſon, als dem im Expreßgutſchein ange⸗ 
gebenen Empfänger, ausgeliefert werde. ber Ablieferung der Sendung an eine andere Perſon hat die 
Eiſenbahn den Abſender zu benachrichtigen. 


4. Wenn der Empfänger nach Verweigerung der Annahme ſich nachträglich zur Abnahme der 
Sendung meldet, iſt dieſe ihm auszuliefern, ſofern der Beſtimmungsbahnhof inzwiſchen keine ent⸗ 
gegengeſetzte Anweiſung des Abſenders erhalten hat. Von dieſer nachträglichen Ablieferung iſt der Ab⸗ 
ſender ſofort durch eingeſchriebenen Brief zu benachrichtigen. 


5. Iſt die Benachrichtigung des Abſenders nicht möglich oder zögert der Abſender mit der Er— 
teilung der Anweiſung oder iſt ſeine Anweiſung nicht ausführbar, ſo hat die Eiſenbahn die Sendung 
auf Gefahr und Koſten des Abſenders auf Lager zu nehmen. Die Eiſenbahn hat in dieſem Falle die 
Pflichten eines ordentlichen Kaufmanns. Die Eiſenbahn iſt auch berechtigt, eine ſolche Sendung unter 
Erhebung aller darauf laſtenden Beförderungsgebühren, Nebengebühren und Auslagen bei einem 
Lagerhausunternehmen für Rechnung und Gefahr des Verſenders zu hinterlegen. 


6. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, ſofern Vorſchriften der Zoll-, Steuer-, Finanz-, Polizei⸗ und 
fonſtigen Verwaltungsbehörden nicht entgegenſtehen, die Sendung nach eigenem Ermeſſen in der vor⸗ 
geſchriebenen Weiſe beſtmöglichſt zu verkaufen und zwar: 

a) nach Ablauf von 24 Stunden nach der Ankunft — alle nicht abgeholten leichtverderblichen 
Sendungen, ſowie Sendungen, die nach den örtlichen Verhältniſſen weder bei der Eiſenbahn 
noch bei einem Lagerhausunternehmen eingelagert werden können; 

b) vier Wochen nach Ablauf der lagerzinsfreien Zeit — ſämtliche anderen Sendungen, die weder 
vom Empfänger noch vom Abſender abgenommen ſind. 


Wenn aber der Wert dieſer Sendungen durch längeres Lagern bedeutend vermindert werden könnte, 
oder wenn die Lagerkoſten im Verhältnis zu ihrem Werte zu hoch ſtehen würden, kann die Sendung 
ſchon früher beſtmöglichſt verkauft werden. 


Von der angeordneten Veräußerung iſt, wenn möglich, der Abſender der Sendung mit einge⸗ 
ſchriebenem Briefe vorher zu verſtändigen. 

Bei Ausführung des Verkaufs durch die Eiſenbahn it fie berechtigt — abgeſehen von der Er: 
ſtattung der Barauslagen, der Fracht für die ausgeführte Beförderung und Zuſtellung der Sendung 
zum Verkaufsorte — die im Tarif feſtgeſetzten Gebühren für die Vorbereitung und die Ausführung 
des Verkaufs zu erheben. 


7. Von der Hinterlegung der Sendung bei einem Lagerhausunternehmen, ſowie vom ſtattgefun⸗ 
denem Verkauf iſt, wenn möglich, der Abſender umgehend zu benachrichtigen. Der Verkaufserlös bleibt 
nach Abzug der noch nicht erhobenen Beförderungs- und Nebengebühren, Barauslagen und Zuſchläge 
zur Verfügung des Abſenders. 


8. Hat der Empfänger den Expreßgutſchein bereits eingelöſt, holt er aber die Sendung innerhalb 
der feſtgeſetzten Friſt nicht ab, oder tritt ein anderes Ablieferungshindernis ein, ſo iſt der Empfänger 
erneut zur Abnahme aufzufordern und zu benachrichtigen, daß die Sendung auf ſeine Koſten und Gefahr 
lagere. Die Eiſenbahn iſt berechtigt, ſolche Sendungen bei einem Lagerhausunternehmen zu hinterlegen 
oder unter Beachtung der Beſtimmungen der Ziff. 6 u. 7 dieſes Paragraphen zu verkaufen, wobei 
ſämtliche Benachrichtigungen an den Empfänger zu richten ſind. Im Falle des Verkaufs iſt der Erlös 
nach Abzug der Gebühren und Koſten dem Empfänger zur Verfügung zu ſtellen. 


9. Die durch die Veräußerung ungededt gebliebenen Beförderungspreiſe, Nebengebühren, Bar⸗ 
auslagen und Zuſchläge hat der Abſender, falls der Expreßgutſchein eingelöſt wurde, der Empfänger 
zu entrichten. 

10. Die Koſten der nach dieſem Paragraphen abgeſandten Benachrichtigungen belaſten die 
Sendung. 

§ 65 
Pfandrecht der Eiſenbahn 


Die Beſtimmungen des $ 34 finden ſinngemäße Anwendung. 


8 66 
Haftungsgemeinſchaft der Eiſenbahnen. Umfang der Haftung 


1. Für die gemeinſchaftliche Haftung der Eiſenbahnen aus dem Beförderungsvertrag für die Ex- 
preßgutſendungen finden die Beſtimmungen des § 36 ſinngemäße Anwendung. 


2. Zur Feſtſtellung des Umfangs der Haftung für Expreßgutſendungen finden die Beſtimmungen 

des § 37 ſinngemäße Anwendung. 
$ 67 

Söhe der Entſchädigung bei gänzlichem oder teilweiſem Berluft von Expreßgutſendungen 

Wenn nach den Beſtimmungen dieſer Verkehrsordnung die Eiſenbahn für gänzlichen oder teil- 
weiſen Verluſt einer Expreßgutſendung eine Entſchädigung zu zahlen verpflichtet iſt, ſo wird dieſe 
Entſchädigung nach dem gemeinen Handelswert, den das Gut derſelben Art und Beſchaffenheit 
zur Zeit und am Orte der Annahme zur Beförderung hatte, berechnet. Die Höhe der Entſchädi⸗ 
gung darf 86 Gulden für jedes fehlende Kilogramm des Rohgewichts nicht überſteigen. 

Außerdem ſind — ohne weiteren Schadenerſatz — die Fracht, die Zölle und ſonſtige aus Anlaß 
der Beförderung der verlorenen Expreßgutſendung bezahlten Beträge zu erſtatten. 

Eine höhere Entſchädigung kann nur bei Angabe des Intereſſes an der Lieferung nach den Be— 
ſtimmungen des $ 42 oder bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn nach den Beſtimmun⸗ 
gen des § 43 beanſprucht werden. 

8 68 


Vermutung für den Verluſt der Expreßgutſendung. Wiederauffinden der Expreßgutſendung. Höhe der 

Entſchädigung bei Beſchädigung. Höhe der Entſchädigung für verſpätete Auslieferung. Angabe des 

Intereſſes an der Lieferung. Höhe der Entſchädigung bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſen⸗ 
bahn. Verzinſung der Entſchädigung. Rückerſtattung der Entſchädigung. 

1. Bei Vermutungen für den Verluſt und für das Wiederauffinden von Expreßgutſendungen fin⸗ 
den die Beſtimmungen des $ 39 ſinngemäße Anwendung. 

2. Für die Höhe der Entſchädigung bei Beſchädigungen von Expreßgutſendungen finden die 
Beſtimmungen des § 40 ſinngemäße Anwendung, mit Beibehaltung der im § 67 vorgeſehenen Höchſt⸗ 
beträge der Entſchädigung. 

3. Für die Höhe der Entſchädigung bei verſpäteter Auslieferung von Expreßgutſendungen 
finden die Beſtimmungen des § 41 ſinngemäße Anwendung. Für Überſchreitung der Friſten für 
die Benachrichtigung über die Ankunft von Expreßgutſendungen (8 59 Ziff. 2), ſowie für die bahn⸗ 
amtliche Zuſtellung der Sendung in die Behauſung des Empfängers (8 59 Ziff. 8) haftet die Eiſen⸗ 
bahn wie für verſpätete Auslieferung. 

4. Für die Angabe des Intereſſes an der Lieferung für die Höhe der Entſchädigungen bei Vor- 
ſatz oder grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn, für Verzinſung der Entſchädigungsbeträge, ſowie zur 
Rückerſtattung von Entſchädigungen finden die Beſtimmungen der SS 42 45 ſinngemäße Anwendung. 


8 69 
Reklamationen 
1. Außergerichtliche Anſprüche aus dem Expreßgutbeförderungsvertrag find ſchriftlich bei einer 
der im § 71 bezeichneten Eiſenbahnen anzubringen. 
2. Zur Geltendmachung der Reklamationen ſind die nach $ 70 zur Erhebung der Klage gegen 
die Eiſenbahn berechtigten Perſonen befugt. 
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8 69 3. Den Entſchädigungsanträgen des Abſenders muß von ihm die Aufgabebeſcheinigung der Sen⸗ 
dung beigelegt werden. Den Entſchädigungsanträgen des Empfängers muß dieſer den für ihn be⸗ 
ſtimmten Abſchnitt des Expreßgutſcheins beifügen. 

4. Anſprüchen wegen gänzlichen oder teilweiſen Verluſts oder wegen Beſchädigung von Expreß⸗ 
gutſendungen ſind die den Wert des Gutes begründenden Unterlagen beizufügen. 


5. Den Reklamationen aus dem Beförderungsvertrag, die von anderen, als den nach $ 70 berech⸗ 
tigten Perſonen eingebracht werden, ſind entſprechende Vollmachten oder Abtretungsurkunden 
(Zeſſionen) beizufügen, in welchen Expreßgutſcheine, die den Gegenſtand der Anſprüche bilden, ver⸗ 
zeichnet werden müſſen. 


Die Eiſenbahn kann verlangen, daß die Unterſchriften auf dieſen Dokumenten beglaubigt werden. 
Dieſe Dokumente werden von der Eiſenbahn dem Antragſteller nicht zurückgegeben. 


6. Die Beſtimmungen des $ 46, Ziff. 4 finden ſinngemäße Anwendung. 


8 70 8 70 
Zur Erhebung der Klage gegen die Eiſenbahn berechtigte Perſonen 
Zur gerichtlichen Geltendmachung von Anſprüchen gegen die Eiſenbahn aus dem Beförderungs- 
vertrag über Expreßgutſendungen ſind berechtigt: 


a) bei Klagen auf Rückerſtattung der Überzahlungen — nur der Abſender oder der Empfänger, 
je nachdem, wer von ihnen die Zahlung geleiſtet hat; 


b) bei Klagen über Nachnahmebeträge — nur der Abſender; 


c) bei allen anderen Klagen — der Abſender, ſolange ihm das Verfügungsrecht über die Sen⸗ 
dung zuſteht, darüber hinaus — der Empfänger. 


sau s 71 
Eiſenbahnen, gegen welche die Klagen zu richten Find 
1. Bei Anſprüchen auf Rückerſtattung der Beträge, die auf Grund des Beförderungsvertrages 
gezahlt worden find, finden die Beſtimmungen des $ 48 Ziff. 1 ſinngemäße Anwendung. 


2. Klagen über Nachnahmen können nur gegen die Verſandbahn gerichtlich geltend gemacht 
werden. 


3. Bei allen anderen Klagen aus dem Beförderungsvertrag finden die Beſtimmungen des $ 48 
Ziff. 2 ſinngemäße Anwendung. 


4. Die Beſtimmungen des $ 48 Ziff. 3, 4 und 5 finden ſinngemäße Anwendung. 
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$ 72 


Feſtſtellung eines teilweiſen Verluſtes oder einer Beſchädigung von Expreßgutſendungen. Erlöſchen der 
Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Beförderungsvertrag. Verjährung der Anſprüche aus dem 
Beförderungsvertrag. Unzuläſſigkeit der Geltendmachung erloſchener oder verjährter Anſprüche. Rück⸗ 
griff bei Entſchädigungen für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt, für Beſchädigung und für verſpätete 
Auslieferung 


1. Für die Feſtſtellung eines teilweiſen Verluſtes oder einer Beſchädigung von Expreßgutſendungen 
finden die Beſtimmungen des $ 49 ſinngemäße Anwendung. 


2. Für das Erlöſchen der Anſprüche gegen die Eiſenbahn aus dem Beförderungsvertrag finden 
die Beſtimmungen des $ 50 und für die Verjährung der Anſprüche aus dem Beförderungsvertrag 
die Beſtimmungen des $ 51 ſinngemäße Anwendung mit nachſtehenden Ergänzungen: 

a) die Anſprüche gegen die Eiſenbahn wegen der Nachnahme erlöſchen nicht durch Annahme 
der Sendung; 

b) der Lauf der Verjährung der Anſprüche aus Nachnahmen beginnt mit dem 30. Tage nach 
Ankunft des Zuges, mit dem die Eiſenbahn die Sendung nach dem Beſtimmungsbahnhof zu 
befördern hatte. ? 


3. Für die Geltendmachung erloſchener oder verjährter Anſprüche finden die Beſtimmungen des 
§ 52 ſinngemäße Anwendung. 

4. Für den Rückgriff bei Entſchädigungen für gänzlichen oder teilweiſen Verluſt, für Beſchädi⸗ 
gung und für verſpätete Auslieferung finden die Beſtimmungen des § 53 ſinngemäße Anwendung. 


Titel V 
Geyältaufbewahrumng. 
$ 73 
Aufbewahrungsitellen auf Bahnhöfen 


1. Auf Bahnhöfen, wo Reiſegepäck abgefertigt wird, ſind von der Eiſenbahn nach Möglichkeit 
Unterkunftsräume einzurichten, wo die Reiſenden ihr Gepäck gegen eine durch Aushang auf den Bahn- 
höfen bekanntgegebene Gebühr zur vorübergehenden Aufbewahrung niederlegen können. 


2. Auf Bahnhöfen, wo das Gepäck zur vorübergehenden Aufbewahrung von der Eiſenbahn ange⸗ 
nommen wird, iſt dies durch Aushang bekannt zu geben. 


3. Die Eiſenbahn übernimmt das Gepäck zur Aufbewahrung höchſtens auf die Dauer von 
4 Wochen, darüber hinaus nur auf ausdrücklichen Wunſch des Reiſenden. 2 


4. Über das zur Aufbewahrung aufgegebene Gepäd wird von der Eiſenbahn ein Hinterlegungs⸗ 
ſchein ausgegeben. 


5. Gegenſtände, welche die Sicherheit gefährden, insbeſondere geladene Schußwaffen, Spreng⸗ 
ſtoffe, ſelbſtentzündliche, entzündbare, giftige, ätzende und übelriechende oder anſteckungsgefährliche 
Stoffe dürfen zur Aufbewahrung nicht übergeben werden. Gegenſtände großen Umfangs werden von 
der Eiſenbahn zur Aufbewahrung nur angenommen, wenn ſie je nach den Ortsverhältniſſen in den 
Aufbewahrungsräumen untergebracht werden können. 


6. Beſchädigtes, unverpacktes oder mangelhaft verpacktes Gepäck kann von der Eiſenbahn zurüd- 
gewieſen werden. Wird es dennoch angenommen, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, auf dem Hinterlegungs- 
ſchein einen entſprechenden Vermerk anzubringen. Die Annahme des Scheins mit ſolchem Vermerk gilt 
als Anerkenntnis des beſchriebenen Zuſtandes des Gepäcks. 


Für die in Kleidern, Mänteln, Reiſedecken, in nicht verſchloſſenen Koffern, Körben und dergl. 
enthaltenen Sachen haftet die Eiſenbahn nicht. 


7. Der Inhaber des Hinterlegungsſcheines kann die Auslieferung der hinterlegten Gegenſtände 
innerhalb der für die Annahme und Auslieferung von Gepäck beſtimmten Stunden verlangen. Die 
Auslieferung erfolgt gegen Rückgabe des Hinterlegungsſcheines und gegen Entrichtung der Aufbe⸗ 
wahrungsgebühr. 


Kann der Reiſende den Hinterlegungsſchein nicht vorlegen, finden die Beſtimmungen des $ 33 
Ziff. 3 der Verkehrsordnung Anwendung. 


8. Das nach Ablauf der in Ziff. 3 dieſes Paragraphen angegebenen Friſt nicht abgeholte Gepäck 
wird nach den Beſtimmungen des $ 33 Ziff. 8 dieſer Verkehrsordnung behandelt. 


9. Für Verluſt oder Beſchädigung des zur Aufbewahrung abgegebenen Gepäcks haftet die Eiſen⸗ 
bahn als Verwahrer, höchſtens bis zum Betrage von 100 Gulden für das Stück. Die Eiſenbahn 
kann dieſen Höchſtbetrag erhöhen und dafür eine beſondere Gebühr erheben. Der auf dieſe Weiſe er⸗ 
höhte Betrag ſowie die hierfür zu erhebende beſondere Gebühr ſind durch Aushang auf den Bahn- 
höfen bekannt zu machen. 


10. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, an den zur Gepäckaufbewahrung beſtimmten Räumen, einen 
Auszug der in Ziff. 3, 6 (zweiter Abſatz), 8 und 9 dieſes Paragraphen genannten Vorſchriften in einer 
ſichtbaren Meile aushängen zu laſſen. 

8 74 
Aufbewahrungsſtellen in den Zügen 

1. Wenn die Eiſenbahn in beſtimmten Zügen Aufbewahrungsſtellen im Gepäckwagen oder in 
Einzelabteilen der Perſonenwagen einrichtet, ſo iſt ſie berechtigt, für die Aufbewahrung von Gepäck 
die tarifmäßigen Gebühren zu erheben. 

2. Das zur Aufbewahrung in den Zügen von den Reiſenden angenommene Gepäck muß dem Be⸗ 
griff des Handgepäcks nach den Vorſchriften des 8 22 dieſer Verkehrsordnung entſprechen und darf 
die von der Beförderung als Handgepäck ausgeſchloſſenen Gegenſtände ($ 21, Ziff. 1) nicht enthalten. 


Das Gewicht der zur Aufbewahrung in den Gepäckwagen angenommenen Gegenſtänden darf 
25 kg pro Stück nicht überſteigen. 
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3. Das zum Aufbewahren in den Gepäckwagen abgegebene Handgepäck iſt vom Reiſenden jofort 
nach Ankunft des Zuges an ſeinem Endbahnhof abzuholen, wenn es auf einem früheren Bahnhof nicht 
in Empfang genommen wurde. 

Das durch den Reiſenden auf dem Endbahnhof des Zuges nicht abgenommene Handgepäck wird 
zur weiteren Aufbewahrung an dieſem Bahnhof übergeben. Die Gebühren für das Aufbewahren des 
vom Reiſenden nicht abgeholten und der Eiſenbahn zur Aufbewahrung übergebenen Handgepäcks be⸗ 
ſtimmen die Tarife. 


Die Beſtimmungen des $ 33 Ziff. 8 dieſer Verkehrsordnung finden ſinngemäße Anwendung. 


4. Für den Verlust oder die Beſchädigung ſolchen Gepäcks haftet die Eiſenbahn als Verwahrer 
bis zum Betrag von 100 Gulden pro Stück. 

5. Die Einrichtung ſolcher Aufbewahrungsſtellen wird durch Aushang auf den Bahnhöfen und in 
den entſprechenden Zügen bekanntgegeben. In dieſen Aushängen muß ein Auszug der unter Ziff. 2, 
3 und 4 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Vorſchriften enthalten ſein. 


Drud A. Schroth, Danzig. 


